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Die Strukturreformen der Lissabon-Strategie vor dem Hintergrund des Européischen

K onjunkturprogramms — Jahrliche L anderberichte:

Empfehlung flr eine

EMPFEHLUNG DESRATES

zu den 2009 aktualisierten Grundzigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Gemeinschaft und zur Umsetzung der Beschéftigungspolitik der Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag zur Grindung der Europaischen Gemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 99 Absatz 2 und Artikel 128 Absatz 4,

auf Empfehlung der Kommission,

gestitzt auf die Schlussfolgerungen des Européischen Ratesvom [ ...],

nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

(1)

)

©)
(4)

©)

Im Juli 2005 hat der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft (2005 bis 2008)* sowie eine Entscheidung
Uber Leitlinien fir beschaftigungspolitische MaRnahmen der Mitgliedstaaten?
angenommen, die zusammen die ,Integrierten Leitlinien for Wachstum und
Beschaftigung” bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, diesen integrierten
Leitlinien fir Wachstum und Beschéftigung in ihren nationalen Reformprogrammen
Rechnung zu tragen.

Der Européische Rat hat auf seinen Frihjahrstagungen in den Jahren 2006, 2007 und
2008 vier vorrangige Bereiche (FUE und Innovation, Rahmenbedingungen fir
Unternehmen, Beschéftigungsmoglichkeiten und integrierte Energie-
/Infrastrukturpolitik) als tragende Saulen der erneuerten Lissabon-Strategie festgel egt.
In Rahmen dieser Bereiche hat der Européische Rat sich auf eine begrenzte Anzahl
spezifischer Mal3nahmen verstandigt und forderte die Mitgliedstaaten nachdrtcklich
auf, dieseinnerhalb der gesetzten Fristen umzusetzen.

Die Mitgliedstaaten legen jedes Jahr einen Bericht Uber die Umsetzung ihrer
nationalen Reformprogramme vor (Umsetzungsbericht).

Auf der Grundlage der Analyse der Kommission wurden 2007 und 2008 verschiedene
| &nderspezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet®.

Im Interesse einer kohdrenten und abgestimmten Umsetzung der Lissabon-Strategie
flr Wachstum und Beschéftigung werden diese Empfehlungen in Form eines einzigen
Rechtsakts angenommen. Mit dieser Vorgehensweise wird sowohl der integrierten
Struktur der nationalen Reformprogramme und der Umsetzungsberichte als auch der

ABI. L 205 vom 6.8.2005, S. 28.
ABI. L 205 vom 6.8.2005, S. 21.
ABI. L 139 vom 29.5.2008, S. 57 (2008/399/EG).
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(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

in Artikel 128 Absatz 2 EG-Vertrag geforderten Kohérenz der Leitlinien fur die
Beschéftigungspolitik mit den Grundziigen der Wirtschaftspolitik gemald Artikel 99
Absatz 2 EG-Vertrag Rechnung getragen.

Der Européische Rat leitete auf seiner Frihjahrstagung 2008 den zweiten Zyklus der
erneuerten Lissabon-Strategie ein, der 2010 abgeschlossen sein wird. Im Mai 2008 hat
der Rat eine Empfehlung zu den Grundzigen der Wirtschaftspolitik der
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft (2008 bis 2010)* sowie im Juli 2008 eine
Entscheidung Uber Leitlinien fir beschaftigungspolitische MalRnahmen der
Mitgliedstaaten® angenommen, die zusammen die ,Integrierten Leitlinien fir
Wachstum und Beschéftigung® bilden.

Die Mitgliedstaaten haben daraufhin ihre nationalen Reformprogramme bestétigt,
aktualisiert oder neu konzipiert und der Kommission bis Oktober 2008 zusammen mit
einem Umsetzungsbericht vorgelegt. Um die Koordinierung der Reformen und das
multilaterale Uberwachungsverfahren im Rat zu stérken, hat der Européische Rat auf
seiner Frihjahrstagung 2008 die Mitgliedstaaten aufgefordert darzulegen, mit welchen
konkreten MalRnahmen sie auf politischer Ebene auf die landerspezifischen
Empfehlungen reagieren werden, und sie um die Aufstellung eines diesbeziiglichen
Zeitplans (Aktionsplan) ersucht.

Im Zusammenhang mit dem derzeitigen Wirtschaftsabschwung hat die Kommission
ein Europaisches Konjunkturprogramm (nachstehend , Konjunkturprogramm®®)
vorgeschlagen, das der Européische Rat im Dezember 2008 angenommen hat. Dieses
Programm sieht ein koordiniertes Konjunkturpaket im Rahmen des Stabilitdts- und
Wachstumspakts vor, um die Nachfrage zu stdrken und das Vertrauen
wiederherzustellen, wobel die Ausgangslage der einzelnen Mitgliedstaaten und die
angesichts der  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  bereits  unternommenen
Anstrengungen berlicksichtigt werden. Im Konjunkturprogramm wird dargelegt, dass
die Haushaltsanreize mit einer Beschleunigung der auf der Lissabon-Strategie
basierenden Strukturreformen einher gehen miissen, um gleichzeitig die Wirtschaft zu
stimulieren und das langfristige Wachstumspotenzial der Gemeinschaft zu stérken,
insbesondere durch die Forderung des Ubergangs zu einer COz-armen,
wissensintensiven Wirtschaft.

Mit dem vom Europédischen Rat genehmigten Konjunkturprogramm wurden die
Mitgliedstaaten aufgefordert, ein aktualisiertes Stabilitdts- bzw. Konvergenzprogramm
vorzulegen, das von der Kommission sorgféltig geprift worden ist. Die Kommission
berlicksichtigte hierbei die Notwendigkeit, eine Wende der schlechteren Finanzlage
herbeizufihren, die Haushaltspolitik zu verbessern und die langfristige Nachhaltigkeit
der 6ffentlichen Finanzen zu gewahrleisten.

Die landerspezifischen Empfehlungen sollten aktualisiert werden, wobei den
Grundsétzen des Konjunkturprogramms und den Umsetzungsfortschritten seit ihrer
Annahme Rechnung zu tragen ist. Die Reformen sollten rasch umgesetzt werden. Die
Kommission wird im Rahmen der Lissabonner Partnerschaft Unterstiitzung leisten, die
Fortschritte GUberwachen und regelméfdig ber sie Bericht erstatten.

ABI. L 137 vom 27.5.2008, S. 13.
ABI. L 198 vom 26.7.2008, S. 47.
K OM (2008) 800 endgjiltig.
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(11) Im Interesse einer uneingeschrankten Umsetzung der Lissabon-Strategie fir
Wachstum und Beschéftigung sollte diese Empfehlung auch spezifische
Empfehlungen fir die Lander der Eurozone enthalten.

(12) Das Europaische Parlament hat zu dieser Empfehlung eine Entschlieffung
verabschiedet —

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten, entsprechend den im Anhang enthaltenen Vorgaben
Mal3nahmen zu treffen.

Brissel, den

Im Namen des Rates
Der Prasident
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BELGIEN

Das BIP-Wachstum ist 2008 spurbar auf 1,3 % zurlickgegangen. Grinde hierfr
waren eine Schwachung der Auslandsnachfrage und die gedampfte Inlandsnachfrage,
weitgehend aufgrund der hohen Inflation und der Auswirkungen der Finanzkrise. Die
wirtschaftliche Lage dirfte sich 2009 weiter erheblich verschlechtern. Vor allem
aufgrund hoherer inlandischer Energiepreise lag die Inflationsrate 2008 bel
schatzungsweise 4,5 %, d.h. nahezu eine Verdoppelung gegentiber 2007. Weltweit
sinkende Energiepreise dirften 2009 auch zu einem Ruckgang der Inflation fuhren.
Fur 2008 wird ein Defizit der 6ffentlichen Haushalte von ca. 0,9 % des BIP erwartet.
Der Bruttoschuldenstand durfte sich 2008 auf ca 88 % des BIP belaufen. Der
L eistungsbilanzuiberschuss sank 2008 und durfte 2009 weiter sinken.

Das Beschaftigungswachstum war 2008 positiv, und die Arbeitslosenquote ging auf
6,9 % zurtick. Allerdings sind die Aussichten fir 2009 sehr viel weniger gunstig, da
die Arbeitslosigkeit steigt. Die am starksten von der Krise betroffenen Bereiche sind
die Automobil- und Stahlindustrie sowie der Finanzsektor.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Belgien finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Belgien
aullerdem gerade erst Malnahmen zur finanziellen Unterstitzung der KMU
angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Belgiens zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malnhahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO»-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Belgien hat die Umsetzung seines nationaen Reformprogramms fortgefihrt.
Angekindigt wurden Mal3nahmen zur weiteren Verringerung der Besteuerung des
Faktors Arbeit durch eine Erh6hung der Steuerfreibetrdge fir Arbeitnehmer mit
niedrigem und mittlerem Einkommen. Allerdings dirften weitere Schritte notwendig
sein. Zusétzliche Anstrengungen sind erforderlich zur Verbesserung der
Beschéftigungsleistung, insbesondere fur dltere Arbeitnehmer und benachteiligte
Gruppen, zur Gewdhrleistung der langfristigen Tragféhigkeit der Offentlichen
Finanzen, zur Verbesserung des Wettbewerbs auf den Gas- und Strommérkten sowie
zur Verbesserung der FUE-L eistung.

Belgien ist eine exportorientierte Volkswirtschaft. Daher ist es besonders wichtig, die
Wettbewerbsfahigkeit zu erhalten. In diesem Zusammenhang ist eine mit den
wichtigsten Handelspartnern einhergehende Entwicklung der Lohnstlickkosten von
entscheidender Bedeutung. Leider hat sich die Kostenwettbewerbsfahigkeit 2008
verschlechtert. Ein verstérkter Wettbewerb auf den Gas- und Strommaérkten wére von
Vorteil. Nachhaltige Investitionen in FUE sowie Qualifikationen sind wichtig, um das
Produktivitatswachstum zu beschleunigen und die Wettbewerbsfahigkeit zu fordern.
Eine niedrigere Erwerbsbeteiligung, zunehmende alterungsbedingte Ausgaben und
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eine hohe offentliche Verschuldung gefahrden die langfristige Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen und unterstreichen die Notwendigkeit, die Priméartberschiisse
zu erhdhen sowie wachstums- und beschéftigungsfordernde  Mal3nahmen
durchzufihren. Ein integriertes Vorgehen bei der Umsetzung der Strukturreformen
konnte zu rascheren Ergebnissen in Belgien fihren. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Belgien, die Strukturreformen fortzufUhren.
Insbesondere wird Belgien empfohlen,

o die steuerliche Belastung des Faktors Arbeit weiter zu verringern, vor allem durch
eine Senkung der Steuern auf niedrige Einkommen, sowie mittelfristig die
Ausgabenbegrenzung zur Konsolidierung der offentlichen  Finanzen zu
verbessern;

e den Wettbewerb auf den Gas- und Strommaérkten durch die Verabschiedung eines
wettbewerbsfreundlicheren Rechtsrahmens mit vollsténdig unabhéngigen und
wirksamen Regulierungsbehérden zu verbessern und die Bemihungen im
Hinblick auf die Betreiber von Ubertragungs- und Verteilungsnetzen fortzusetzen;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Konzepts die Umsetzung koordinierter
Mal3nahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarkteffizienz zu beschleunigen, die
Arbeitslosenunterstiitzung zu Uberpriifen, um eine rasche Wiedereingliederung
von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, die Erwerbsbeteiligung zu
verbessern (insbesondere bei &lteren Arbeitnehmern und Menschen mit
Migrationshintergrund), regionale Ungleichgewichte zu verringern und die
Betelligung am lebenslangen Lernen in allen Regionen zu verbessern.
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BULGARIEN

Aufgrund starker Inlandsnachfrage stieg das BIP-Wachstum in Bulgarien in den
ersten neun Monaten des Jahres 2008 auf 7 %, wodurch das Pro-Kopf-BIP rund 40 %
des EU-Durchschnitts erreichte. Das Wachstum durfte 2009 erheblich schrumpfen,
da strengere Kreditvergabebedingungen inlandische Investitionen und privaten
Konsum dampfen. Die Inflation hat aufgrund der Inlandsnachfrage und starker
Lohnzuwéchse, die das Produktivitétswachstum weit Uberstiegen, im Jahre 2008
einen Rekordwert von 12 % erreicht und durfte weiterhin tber dem EU-Durchschnitt
liegen. Die Haushatsposition bleibt stark, wobei 2008 aufgrund einer gunstigen
Zusammensetzung des Wachstums und einer verbesserten Steuererhebung ein
Haushaltstiberschuss von mehr als 3 % des BIP erzielt wird. Allerdings hat die starke
Inlandsnachfrage die erheblichen makrotkonomischen Ungleichgewichte weiter
verstarkt. Das Leistungsbilanzdefizit bewegt sich auf dem hohen Niveau von fast
25 % des BIP und dirfte sich aufgrund der weltweiten Aussichten und der schwécher
werdenden bul garischen Wettbewerbsfahigkeit kaum wesentlich verbessern.

Die Beschéftigung ist im Jahre 2008 um Uber 3 % gestiegen. Diese Wachstumsrate
wird jedoch in den néchsten beiden Jahren nicht mehr erreicht werden. Die
Arbeitdosigkeit verringerte sich 2008 auf 6 %, durfte jedoch 2009 leicht ansteigen.
Die jungste Verschlechterung des Wirtschaftsklimas und die geringere Nachfrage in
mehreren Sektoren, insbesondere beim verarbeitenden Gewerbe, im Bauwesen und
im Einzelhandel, durften die Beschéaftigung in diesen Sektoren sowie in den damit
verbundenen Wirtschaftsberei chen erheblich verringern.

Um den makrookonomischen Unausgewogenheiten zu begegnen, hat Bulgarien
gerade erst Mal3nahmen zur Verbesserung des Wettbewerbs im Energiesektor und im
Einzelhandel angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Bulgariens zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Bulgarien hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt,
obwohl es kaum Fortschritte gab. In jingster Zeit wurden Mal3nahmen infolge
geplanter Entscheidungen der Regierung beschleunigt. Bulgarien setzt seine
umsichtige Finanzpolitik fort, obwohl die Wirksamkeit der Gffentlichen Ausgaben
weiter verbessert werden konnte. Ferner wurden Fordermal3nahmen ergriffen, um die
Organisation und die Qualitét des Bildungswesens zu verbessern, es sind jedoch
weitere M odernisierungsmal3nahmen notwendig, um das Regierungshandeln und die
Ergebnisse zu verbessern. Weitere Anstrengungen sind nétig, um die Effizienz und
Effektivitat der oOffentlichen Verwatung grundlegend zu verbessern; die
Verzogerung der angekiindigten funktionellen Uberprifung, zu der sich die
Weltbank bereit erklart hat, verlangsamt die Umsetzung der Reformen. Es gibt ferner
nach wie vor grof3en Spielraum, um beim Birokratieabbau, der stérkeren Investition
in Qualifikationen und der Reform des 6ffentlichen FUE-Systems voranzukommen.
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Vor dem Hintergrund der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise ist es fir
Bulgarien unerlasslich, zur Beseitigung seiner makrookonomischen Schwachstellen
(hohe Inflation und ein grof3es Leistungsbilanzdefizit) eine straffe Finanzpolitik
beizubehalten und Strukturreformen zur Stérkung der Wettbewerbsfahigkeit zu
beschleunigen. Die Umsetzung muss vorangetrieben werden, damit Bulgarien seine
Volkswirtschaft von einer im Wesentlichen auf Kostenvorteilen beruhenden auf eine
produktivere und wissensintensive Wirtschaft umstellen kann. Im gegenwaértigen
wirtschaftlichen und wahrungspolitischen Umfeld sind diese Reformen ebenfalls
wichtig, um die Wettbewerbsfahigkeit der bulgarischen Wirtschaft zu erhalten. Die
wirksame Umsetzung der erforderlichen Reformen hangt entscheidend von der
Fahigkeit Bulgariens ab, die Effizienz und Effektivitdt der offentlichen Verwaltung
umgehend zu verbessern. Der Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten
Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Bulgarien, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Bulgarien empfohlen,

e dringend die Effizienz und Effektivitdt der offentlichen Verwaltung weiter zu
stérken, insbesondere durch Konzentration auf zentrale Regierungsfunktionen,
wozu auch Wettbewerbs-, Aufsichtss und Regelungsbehérden und das
Justizwesen gehoren, sowie weiterhin alle erforderlichen Mal3nahmen zu
ergreifen, um ene wirksame Finanzkontrolle und eine wirtschaftliche
Verwendung der Strukturfondsmittel zu gewahrleisten;

¢ eine straffe Finanzpolitik fortzufUhren, die Qualitét und Effizienz der offentlichen
Ausgaben zu verbessern, die Lohnentwicklung im Einklang mit den
Produktivitétszuwéachsen zu halten und einen wirksamen Wettbewerb zu fordern;

e neue Maltnahmen fir einen umfassenden Bulrokratieabbau auf zentraler und
lokaler Ebene rasch zu verabschieden und umzusetzen sowie Verwaltungsablaufe
zu verkirzen, um das Geschiftsumfeld zu verbessern, was ebenfalls zur
Bekampfung der Korruption beitragen wird;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Konzepts den Schwerpunkt auf die
Steigerung der Qualitét des Arbeitskrafteangebots und der Erwerbsguote zu legen,
indem die Effizienz, Effektivitdt und Ausrichtung der aktiven Arbeitsmarktpolitik
verbessert und das Bildungssystem weiter modernisiert und angepasst wird, um
die Qualifikationen auf ein Niveau zu heben, das dem Arbeitsmarktbedarf besser
entspricht, und die Schulabbrecherquote verringert wird.

10

DE



DE

TSCHECHISCHE REPUBLIK

Das BIP-Wachstum duirfte sich 2008 auf rund 4,2 % abgeschwécht haben, wobel ein
weiterer Rickgang fur 2009 erwartet wird. Die Inflation erreichte Mitte 2008 mit
6,3 % einen Hochststand und dirfte aufgrund der démpfenden Wirkung friherer
Steuererh6hungen und niedrigerer Energiepreise sinken. Das Haushaltsdefizit wurde
uber mehrere Jahre auf 1,2% des BIP im Jahre2008 reduziert. Das
Leistungshilanzdefizit betrug etwa 1% des BIP im Jahre 2008, und es wird ein
erheblicher Handel shilanziiberschuss verzei chnet.

Die Beschéftigungsquote ist seit 2005 jahrlich um Uber einen Prozentpunkt gestiegen
und erreichte 2008 den Wert von 66,6 %. Die Arbeitsosenquote sank im dritten
Quartal 2008 auf 4,3 % und erreichte ein Zwolfjahrestief. Gegenwértige Prognosen
gehen von einem moderaten Rlckgang des Beschéftigungswachstums und einem
Anstieg der Arbeitslosigkeit aus. Angesichts einer sinkenden Exportnachfrage dirfte
die Arbeitdosigkeit insbesondere Arbeitnehmer in der Automobilindustrie und
anderen exportorientierten Branchen betreffen.

Die Kommission wird die Mal3nahmen der Tschechischen Republik zur Bewaltigung
des Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen
Rat angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die
Offentlichen Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des
aktualisierten Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt priifen.
Die in Absatiz 6 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Die Tschechische Republik hat die Umsetzung ihres nationalen Reformprogramms
fortgefuhrt. Zahlreiche Reformen sollen die langfristige Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen verbessern, Investitionen in FUE erhdhen, das Bildungssystem
reformieren, das aktive Altern gewéhrleisten und ein Flexicurity-Konzept fir die
Arbeitsmarktreform entwickeln. Zusétzliche Anstrengungen sind notwendig, um den
Zugang zu Finanzmitteln zu verbessern, FUE-Investitionen weiter zu erhdhen, die
Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums zu verbessern und benachteiligte
Gruppen in den Arbeitsmarkt einzugliedern.

Die Tschechische Republik hat eine der am schnellsten alternden Bevolkerungen in
der EU, was erhebliche Auswirkungen auf die Renten- und Gesundheitssysteme
haben wird. Zu den wichtigsten strukturellen Herausforderungen gehdéren daher die
Gewéhrleistung der langfristigen Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen sowie die
Forderung des Ubergangs zu einer wissensbasierten Wirtschaft. Die Bewaltigung
dieser Herausforderungen fuhrt zur Verbesserung des Wachstumspotenzials, schafft
Arbeitsplatze und macht die Wirtschaft widerstandsféhiger gegeniber auf3eren
Erschitterungen. All dies erfordert weitere Reformen in den Bereichen FuE,
Innovation, Aus- und Fortbildung, ein starker integriertes Flexicurity-Konzept fir die
Reform des Arbeitsmarktes sowie weitere Verbesserungen der Rahmenbedingungen
far Unternehmer. Der Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie-
und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat der Tschechischen Republik, die Strukturreformen
fortzufUhren. Insbesondere wird der Tschechischen Republik empfohlen,

e die langfristige Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen zu verbessern und die
Reform des Renten- und Gesundheitssystems fortzusetzen;

e die Bemihungen um die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen
Unternehmen, Universitdten und 6ffentlichen FUE-Einrichtungen zu verstarken,
eine zunehmende Bereitstellung von Humanressourcen fur FUE zu fordern sowie
den Umfang und die Effektivitét der offentlichen FUE-Investitionen zu steigern,
um die FUE-Ausgabenziele zu erfillen;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Konzepts den Arbeitsschutz weiter zu
modernisieren, die Effizienz und Ausgewogenheit der allgemeinen und
beruflichen Bildung zu verbessern, insbesondere ihre Anpassungsfahigkeit an den
Bedarf des Arbeitsmarktes, sowie Investitionsanreize fir die Ausbildung,
insbesondere dterer Arbeitnehmer und Geringqualifizierter, zu bieten.
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DANEMARK

Das BIP-Wachstum ist im Jahr 2008 deutlich zuriickgegangen. Der Rickgang der
Immobilienpreise dampfte die Inlandsnachfrage, wodurch wiederum der private
Verbrauch und die Bautdtigkeit geschwacht wurden. Die strengeren
Finanzierungsbedingungen dirften  den Rickgang der Immobilienpreise
beschleunigen und dadurch die Auswirkungen des weltweiten Abschwungs auf die
Wirtschaft verschérfen. Die durch hohere Energiee und Lebensmittelpreise
angefachte Inflation betrug im Durchschnitt 3,5 %, schwécht sich inzwischen aber
wieder ab. Der Staatshaushalt 2008 kénnte mit einem Uberschuss von 3 % des BIP
abgeschlossen werden. 2008 und 2009 dirfte Danemark enen geringen
L eistungshilanziiberschuss erzielen.

Die Beschéftigungsquote ist im Laufe des Jahres 2008 gestiegen, dirfte 2009 aber
sinken. Dementsprechend wird 2009 mit einem Anstieg der Arbeitslosenquote
gerechnet, die 2008 bei etwa 3,5 % lag. Dadurch durfte sich zwar der Druck auf den
Arbeitsmarkt kurzfristig abschwéachen, aber die Bewadltigung des verschiedentlich
noch bestehenden Mangels an Arbeitskraften und die weitere Erleichterung des
Ubergangs in den Arbeitsmarkt bleiben wichtig. Mittelfristig bestent die
Herausforderung auf dem Gebiet der Beschaftigung aber weiterhin darin, das
Arbeitskrafteangebot insgesamt zu erh6hen und die Qualifikationen der Arbeitskréfte
mehr auf die Erfordernisse abzustimmen. Kurzfristig konnte eine Steuerreform
entsprechende Bemiihungen stitzen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Dénemark finanzpolitische Malinahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Danemark auBerdem unlangst Investitionen in  ein  umweltfreundliches
Verkehrswesen und Malinahmen zur finanziellen Unterstiitzung der Privathaushalte
angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Danemarks zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen.

Dénemark hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt. Auch
die bereits eingeleiteten Reformen sind weiter vorangekommen, insbesondere
hinsichtlich der Verbesserung des Arbeitskrafteangebots. Angesichts der alternden
Bevolkerung wird an weiteren Planen fir Steuer- und Arbeitsmarktreformen
gearbeitet.
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Das Wachstumspotenzial Danemarks héngt in entscheidendem Mal3e davon ab, dass
das Arbeitskrafteangebot besser genutzt wird und hoheren Qualitétsanspriichen
geniigt, dass die Arbeitsproduktivitét gesteigert wird und dass mit Investitionen in
Humankapital, Forschung und Innovation hohere Ertrage erzielt werden. Das Altern
der Bevdlkerung wirkt sich inzwischen auch nachteilig auf das Arbeitskrafteangebot
aus, weshalb Reformen zur Anhebung der Beschéftigungsquote und zur
Verlangerung der Arbeitszeit umso dringlicher erscheinen. Eine weitere
Herausforderung besteht in einer Starkung des Wettbewerbs zur Senkung des relativ
hohen V erbraucherpreisniveaus in Danemark. Der Umsetzung des vom Europaischen
Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu
widmen sein.
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DEUTSCHLAND

Das BIP-Wachstum in Deutschland, das 2007 noch 2,5 % betragen hatte, ging 2008
auf 1,3 % zurlick, da der weltweite Wirtschaftsabschwung einen rapiden Riickgang
des  Exportwachstums  bewirkt  hat.  Auferdem  dirften  strengere
Finanzierungsbedingungen und verschlechterte wirtschaftliche Aussichten die
Investitionstétigkeit mindern. Daher wird mit einer erheblichen Verlangsamung der
Wirtschaftstétigkeit im Jahr 2009 gerechnet. Es steht zu erwarten, dass die Inflation,
die aufgrund des Anstiegs der Rohstoffpreise im ersten Halbjahr 2008 auf 3,2 %
geklettert ist, 2009 zuriickgehen wird. Der Staatshaushalt war 2008 beinahe
ausgeglichen, wird 2009 aber voraussichtlich ein Defizit von fast 3 % aufweisen.
Eine erhebliche Steigerung der preislichen Wettbewerbsféhigkeit in den letzten
Jahren hat zu einem Leistungsbilanziberschuss von 7% des BIP im Jahr 2008
gefuhrt.

2008 stieg die Beschaftigungsquote um 1,3 %, aber der Wirtschaftsabschwung dirfte
2009 in Form steigender Arbeitslosigkeit auch auf den Arbeitsmarkt durchschlagen.
Besonders geféhrdet sind die Automobilindustrie und die Bauwirtschaft. Aufgrund
des anhaltenden Stellenabbaus und des demographischen Wandels koénnten die
Unternehmen versuchen, ihr geschultes Personal zu halten, sodass Entlassungen
meist zulasten von Geringqualifizierten und Lelharbeitskréften gehen dirften.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Deutschland finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Deutschland aulRerdem unlangst Mal3nahmen zur Unterstiitzung der Privathaushalte
und der KMU sowie Investitionen in Schulen und Infrastruktur angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Deutschlands zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malhahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO»-AusstoR zu
fordern und deren langfristiges Wachstumspotenzial zu steigern.

Deutschland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt.
Eine Relhe von postiven Malhahmen wurde eingeleitet, um zu ener
wissensbasierten Gesellschaft zu gelangen, umweltfreundliche Innovationen zu
fordern und den Arbeitsmarkt zu reformieren. In Bezug auf das mittelfristige
Haushaltsziel und die Qualitét der offentlichen Finanzen wurden gute Fortschritte
erzielt. Zusétzlicher Maldnahmen bedarf es zur Forderung des Wettbewerbs im
Dienstleistungssektor, zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fir Unternehmen
und zur Reduzierung der strukturellen Arbeitslosigkeit.

Die Steigerung des Produktivitdtszuwachses und die Bekampfung der hohen
Arbeitdosigkeit unter Geringqualifizierten dirften dazu beitragen, dass Deutschland
auch in Zukunft eine hohe Wirtschaftsleistung erbringt. Die Verbesserungen in den
Bereichen FUE und Innovation sind dabei hilfreich. Allerdings wirden ein besseres
Funktionieren der Dienstleistungsmérkte, insbesondere bei den freiberuflichen

15

DE



DE

Dienstleistungen, im Energiesektor und beim Schienenverkehr, sowie
Verbesserungen der Rahmenbedingungen fur Unternehmen das Wachstumspotenzial
der deutschen Wirtschaft weiter steigern. Der Umsetzung des vom Européischen Rat
vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen
sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Deutschland, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Deutschland empfohlen,

¢ dierechtlichen Rahmenbedingungen fir den Wettbewerb im Dienstlei stungssektor
durch Uberarbeitung der Verfahren zur Vergabe offentlicher Auftrage, weitere
Lockerung der restriktiven Vorschriften fir reglementierte Berufe und Gewerbe
sowie durch die wirksame Trennung von Schieneninfrastruktur und
Verkehrgleistungen zu verbessern;

e die geplanten Malinahmen zur Steigerung der Effizienz der Arbeitsvermittiung
fortzufUhren und die Eingliederung von  Geringqualifizierten  und
Langzeitarbeitsosen in den Arbeitsmarkt im Rahmen eines Flexicurity-K onzepts,
das besseren Zugang zu Qualifikationen mit verbesserten Arbeitsanreizen
verbindet, zu fordern.
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ESTLAND

Nach einem BIP-Wachstum um 6,3 % im Jahr 2007 verzeichnete Estland 2008 einen
Konjunkturriickgang. Fir 2009 wird mit einer weiteren Abschwéchung gerechnet.
Ursache dieser Entwicklung sind ein sinkender privater Verbrauch und geringere
Investitionen bei hoher Inflation und strengeren Bedingungen fir die Kreditvergabe.
Angesichts geringerer  Lohnerhéhungen und niedrigerer  internationaler
Rohstoffpreise geht die Inflation zurtick. Die Lage der offentlichen Finanzen hat sich
deutlich verschlechtert, und trotz massiver Ausgabenkirzungen entstand nach dem
2007 erzielten Uberschuss von 2,7% des BIP 2008 ein Haushaltsdefizit.
Prognostiziert wird zudem ein weiterer Rickgang des Leistungsbilanzdefizits, das
2008 deutlich auf 10 % des BIP gesunken ist.

Die Konjunkturabschwéachung wirkt sich in Form schnell steigender Arbeitsosigkeit
auf den Arbeitsmarkt aus. Laut derzeitigen Prognosen steht 2009 ein Anstieg der
Arbeitsosenquote zu erwarten, die 2008 rund 5% betrug. Das Baugewerbe, der
Immobiliensektor und der Einzelhandel dirften am ehesten davon betroffen sein. Es
wird mit einer massiven Verlangsamung der Lohnerhdhungen und mdglicherweise
sogar mit Lohnsenkungen in der Privatwirtschaft gerechnet. Fur dtere Arbeitnehmer
und junge Menschen sind die Arbeitsmarktbedingungen besonders schwierig.

Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Estland unlangst Mal3nahmen
angekindigt, unter anderem Investitionen in Infrastruktur und berufliche Bildung.

Die Kommission wird die Malinahmen Estlands zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen. In diesem
Zusammenhang sollte Estland die Konsolidierung der Finanzen vorantreiben. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Estland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt. Eine
Reihe von Mal3nahmen wurde eingeleitet, um die Leistungsfahigkeit von Forschung
und Entwicklung sowie die Innovationsleistung zu verbessern, den Wettbewerb zu
stérken und das lebenslange Lernen zu férdern. In unterschiedlichem Malie
angegangen wurden die Finanzpolitik und Strukturreformen zur Erleichterung von
Anpassungen des Arbeitsmarktes (insbesondere eine aktive Arbeitsmarktpolitik), die
zur Einddmmung von Inflation und Lohninflation beitragen wirden. Angesichts der
entscheidenden Rolle der Strukturfonds bel der Finanzierung der Mal3nahmen im
nationalen Reformprogramm muss die Verwaltungskapazitét zur Durchfiihrung der
Programme gestarkt werden.

Die Exportleistung ist ein wesentlicher Bestandteil der wirtschaftlichen
Gesamtleistung des Landes. Um Mittel in der erforderlichen Weise in exportierende
Sektoren zu lenken, sind Strukturreformen dringend notwendig. Weitere
Investitionen in Innovation, Bildung sowie in Forschung und Entwicklung sind
erforderlich, um den Verlust der Wettbewerbsfahigkeit in arbeitsintensiven Sektoren
auszugleichen und mittel- und langfristiges Wachstum zu gewahrleisten. Angesichts
der sich verschlechternden Situation am Arbeitsmarkt missen eine aktive
Arbeitsmarktpolitik und lebenslanges Lernen starker in den Mittelpunkt gertickt
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werden, um neu entstehenden Arbeitsmarkterfordernissen gerecht zu werden. Um die
Wettbewerbsfahigkeit wiederherzustellen, ist es Uberdies wichtig, dass die
Lohnentwicklung stérker an die Produktivitétsentwicklung angepasst wird. Engpasse
am Arbeitsmarkt muissen weiter abgebaut werden. Eine konsequente Fiskal- und
Wettbewerbspolitik sowie eine hohere Energieeffizienz sind notwendig, um die
makrotkonomische Stabilitat zu verbessern. Der Umsetzung des vom Européischen
Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu
widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Estland, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Estland empfohlen,

e die Umsetzung des neuen Arbeitsrechtpakets zu beschleunigen und die Effizienz
der staatlichen Arbeitsvermittlungsstellen zu erhéhen, insbesondere durch eine
gezielte Arbeitsmarktpolitik, die den Ubergang in den Arbeitsmarkt erleichtern
soll.
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IRLAND

Aufgrund des Abschwungs am Wohnungsmarkt, der durch die Finanzkrise noch
verstarkt wurde, ist das BIP 2008 Schadtzungen zufolge um 2 %gesunken (im
Vergleich zu 6 % Wachstum 2007). DarUber hinaus ist Irland in besonderem Malie
von den geringeren Wachstumsaussichten seiner wichtigsten Handelspartner
betroffen, und fir 2009 steht ein weiterer Rickgang des realen BIP zu erwarten. Die
Inflation, die Mitte 2008 auf knapp 4 % geklettert war, lasst mittlerweile nach.
Infolge der Korrektur des Immobilienmarktes und der verstarkten Rezession sowie
den daraus resultierenden merklich gesunkenen Steuereinnahmen hat sich die Lage
der offentlichen Finanzen verschlechtert. Im Gegensatz zu den zuletzt erzielten
bescheidenen Uberschiissen lag das Haushaltsdefizit 2008 bei 6 % und droht sich
erheblich auszuweiten. Die Aulenhandel shilanzen haben sich aufgrund des Verlustes
der Wettbewerbsfahigkeit in den letzten Jahren verschlechtert. Fir 2008 wird mit
einem Leistungshilanzdefizit von rund 6% des BIP gerechnet, das 2009
wahrscheinlich noch geringer ausfallen wird.

Aktuellen Einschatzungen zufolge ging die Beschéftigung 2008 zuriick. Diese
Entwicklung wird sich 2009 vermutlich fortsetzen. Die Arbeitslosenquote ist 2008
auf 6 % gestiegen, und fur 2009 wird ein weiterer Anstieg erwartet. Die Zahl der
Menschen mit Anspruch auf Arbeitslosenunterstitzung ist 2008 um mehr als 50 %
gestiegen. Von der steigenden Arbeitsosigkeit sind vor allem Arbeitnehmer im
Baugewerbe, insbesondere junge Manner, betroffen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Irland finanzpolitische Maldnahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Irland
aulRerdem unlangst Mal3nahmen zur Unterstiitzung des Immobiliensektors und zur
Bereitstellung einer Einkommensunterstiitzung fir die wirtschaftlich Schwéachsten
beschl ossen.

Die Kommission wird die Malnahmen Irlands zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Irland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt und
Mal3nahmen zum Ausbau der Kinderbetreuungsmaglichkeiten und zur Verbesserung
der beruflichen Bildung ergriffen. Auf dem Gebiet der Rentenreform sind weitere
Bemihungen erforderlich. Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt haben sich
nachteiliger als erwartet auf die offentlichen Finanzen und das BIP-Wachstum
ausgewirkt.

Die fir Irland derzeit groften Herausforderungen sind durch die Folgen des
Immobilienbooms und der Finanzkrise entstanden. Allerdings ist die irische
Wirtschaft auch durch die schrittweise Verschlechterung ihrer Wettbewerbsposition
anfdliger geworden. Dringend missen das Wachstum stabilisiert und die
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Wettbewerbsfahigkeit wiederhergestellt werden. Weitere Rentenreformen sind
erforderlich, um mittelfristig Nachhaltigkeit zu gewahrleisten. Angesichts der
erheblichen Verschlechterung der Gesamthaushaltslage sollte die Wiederherstellung
der finanziellen Nachhaltigkeit vorrangig angegangen werden. Ferner mussen die
Prioritéten bei den Gffentlichen Ausgaben sorgsam gesetzt und Reformen gefordert
werden, die durch eine Steigerung und Optimierung des Sach- und Humankapitals
ein groleres Produktivitétswachstum bewirken. All dies wird die irische Wirtschaft
in die Lage versetzen, Anpassungen vorzunehmen und schrittweise zu einem
mittelfristig nachhaltigen Wachstum zuriickzukehren. In diesem Zusammenhang ist
ein intensiverer Wettbewerb im Einzelhandel erforderlich. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Irland, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Irland empfohlen,

¢ diefinanzielle Nachhaltigkeit schrittweise wiederherzustellen;

e durch produktivitétsfordernde Mal3nahmen eine rasche Anpassung an ein
nachhaltiges mittel fristiges Wachstum zu férdern.
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GRIECHENLAND

Das BIP-Wachstum hat sich in Griechenland vor allem wegen der nachlassenden
Auslandsnachfrage etwas verlangsamt und betrug 2008 knapp unter 3 %. 2009 wird
es voraussichtlich wegen der Schwéche des Immobiliensektors und der weniger
lebhaften Investitionstatigkeit weiter zurtickgehen. Die Inflation stieg, angetrieben
von den Energie- und Lebensmittelpreisen, 2008 auf Uber 4 %, dirfte aber 2009
wieder sinken. Das Haushaltsdefizit erreichte 2008 wegen Einnahmeausfallen und in
geringerem Ausmald wegen Ausgabeniberschreitungen 3,4 %. Fur 2008 wird mit
einem Bruttoschuldenstand von rund 94% des BIP gerechnet. Die Leistungsbilanz
wird 2008 voraussichtlich ein Defizit von 13,4% des BIP ausweisen, das aber 2009
abnehmen durfte.

Die Beschéftigung nahm 2008 zu, wenn auch mit einer geringeren Geschwindigkeit
als im Vorjahr. Es wird damit gerechnet, dass die Besch&ftigung 2009 zuriickgeht
und die Arbeitslosigkeit auf 9 % ansteigt. Die Finanzkrise wird Uber die strengeren
Darlehenskonditionen insbesondere kleine und mittlere Unternehmen treffen und
macht sich bereits jetzt im Bausektor und im Seeverkehr bemerkbar.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Griechenland finanzpolitische MalRnahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Griechenland unlangst Malinahmen unter anderem zur Unterstiitzung der KMU
angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Griechenlands zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Griechenland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgeftihrt
und eine Reihe von Mal3nahmen zur Reform des Rentensystems ergriffen. Die
fiskalpolitischen Fehlentwicklungen des Jahres 2007 haben deutlich gemacht, wie
wichtig es ist, den 2004 begonnenen Konsolidierungskurs fortzusetzen. Es ist zu
begriRen, dass Griechenland der Reform der oOffentlichen Verwaltung besondere
Aufmerksamkeit widmet. Der Erfolg der Reformen héngt nun von ihrer tatséchlichen
Umsetzung ab. GrofRere politische Anstrengungen insbesondere im Hinblick auf eine
aktive Arbeitsmarktpolitik und die Bekdmpfung der Schwarzarbeit sind erforderlich,
damit Griechenland die beschéaftigungspolitischen Herausforderungen bewdltigt. Die
Reformierung der allgemeinen und beruflichen Bildung sollte beschleunigt werden.

Wegen des ungunstigen internationalen Wirtschaftsklimas ist ein intensiveres
Vorgehen gegen die makrookonomischen Ungleichgewichte und die
Strukturschwachen der griechischen Wirtschaft unumgénglich. Um die
Wettbewerbsféahigkeit und das Wachstumspotenzial zu stérken, ist eine Fortsetzung
der Strukturreformen von wesentlicher Bedeutung. Dabei muss Griechenland
besonderes Gewicht auf Investitionen in Humankapital, FUE und Innovation, die
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Verbesserung der Rahmenbedingungen fur Unternehmen u. a. mit der Einrichtung
zentraler Anlaufstellen, eine effizientere 6ffentliche Verwaltung und die Foérderung
eines  nachhatigen  makrotkonomischen  Umfelds legen. Um  die
Wettbewerbsfahigkeit wiederherzustellen, ist es Uberdies wichtig, dass die
Lohnentwicklung starker an die Produktivitdtsentwicklung angepasst wird. Der
Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird
besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Griechenland, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Griechenland empfohlen,

e die mittelfristige Haushaltskonsolidierung fortzusetzen und die Priméarausgaben
effizienter einzusetzen, die begonnenen Reformen in der Finanzverwaltung und
im Haushaltsverfahren zu beschleunigen, die am BIP gemessene Schuldenquote
zu verringern und die Rentenreform rasch umzusetzen;

e Malinahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit bel den freiberuflichen
Dienstleistungen zu ergreifen, durch Reformen eine Steigerung der FuE-
Investitionen herbeizufiihren und die Strukturfonds wirksamer einzusetzen, um
wachstumsorientierte Investitionsvorhaben zu beschleunigen;

o die offentliche Verwatung durch den Aufbau wirkungsvoller Regulierungs-,
Kontroll- und Durchsetzungskapazitdten zu reformieren und dabei der
Vereinfachung der rechtlichen Rahmenbedingungen fir Unternehmen und dem
Birokratieabbau besondere Aufmerksamkeit zu widmen,;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Ansatzes die Vorschriften Uber den
Beschaftigungsschutz weiter zu modernisieren, die Lohnnebenkosten fur die
unteren Lohngruppen zu reduzieren, die aktive Arbeitsmarktpolitik zu stérken, die
Umwandlung von Schwarzarbeit in regulére Arbeitsverhdltnisse zu erleichtern,
die Reformierung der allgemeinen und beruflichen Bildung zu beschleunigen, die
Teilhabe am lebenslangen Lernen zu steigern und den Ubergang ins Arbeitsleben
insbesondere fir die junge Generation zu erleichtern.
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SPANIEN

Das Wachstum des readlen BIP hat sich in Spanien 2008 signifikant auf 1,2 %
verlangsamt und durfte sich 2009 weiter abschwéachen. Grund hierfir ist der
anhaltende Riickgang des Wohnungsbaus, dessen Auswirkungen durch die weltweite
Finanzkrise und die strengeren Darlehenskonditionen noch verscharft werden, was
dazu gefuhrt hat, dass die Inlandsnachfrage sich deutlich abschwécht. Die Inflation
stieg 2008 auf 4%, wird aber voraussichtlich betréchtlich nachlassen. Der
Staatshaushalt wies 2008 ein Defizit von 3,4% des BIP aus, was gegenuber 2007 eine
Verschlechterung um mehr als 5 Prozentpunkte ausmacht. Das L eistungsbilanzdefizit
erreichte 2008 fast 9,5 % des BIP.

Die Beschéftigung ging 2008 zurick und wird 2009 trotz immer noch hoher
Erwerbsguote insbesondere von Frauen weiter sinken. Die Arbeitslosenquote stieg so
2008 auf Uber 11 %. Fir 2009 wird mit einer weiteren betréchtlichen Steigerung auf
Uber 16 % gerechnet. Am starksten betroffen sind Immigranten sowie junge und
gering qualifizierte Arbeitskréfte, und zu den besonders gefahrdeten Branchen zdhlen
der Wohnungs- und der Automobilbau.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Spanien finanzpolitische Malinahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitéat beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Spanien
aulRerdem unléngst Investitionen in staatliche Bauvorhaben sowie Mal3nahmen zur
Erleichterung der KMU-Finanzierung und zur Unterstitzung der Arbeitslosen
angekindigt.

Die Kommission wird die Malnahmen Spaniens zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malnahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO»-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Spanien hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgeftihrt. Beim
Programm fir eine bessere Rechtsetzung, der Verbesserung des Zugangs zu
Kinderbetreuungseinrichtungen und der anspruchsvollen Aufgabe, u. a durch
Ausbau der Netzverbindungen mit den Nachbarstaaten eine besser funktionierende
Energieversorgung zu gewahrleisten, sind Fortschritte zu verzeichnen. Auf dem
Gebiet der Bildungsreform sind weitere Mal3nahmen erforderlich.

Die wichtigste mittelfristige Herausforderung liegt in der Fortsetzung der
Strukturreformen zur Stabilisierung des Wachstumspotentials, der Korrektur des
hohen Leistungsbilanzdefizits und der Umstrukturierung des Wohnungsbausektors.
Ein besonderes Augenmerk ist dabei auf die Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit
durch die Forderung der Investitionstétigkeit, die Starkung des Wettbewerbs
insbesondere im Dienstleistungssektor, bessere rechtliche Rahmenbedingungen auf
dem Mietmarkt und den Ausbau des Humankapitals durch Iebenslanges Lernen und
weitere  Bildungsreformen  zu legen. Im  Interesse einer  besseren
Wettbewerbsféhigkeit ist es Uberdies wichtig zu gewéhrleisten, dass

23

DE



DE

Lohnentwicklung und Produktivitétsentwicklung im Wege des sozialen Dialogs
enger in Einklang gebracht werden. Die Umstrukturierung der 6ffentlichen Ausgaben
hin zu produktivitétssteigernden Posten wie FUE und Innovation kdnnte zur Starkung
der Beschaftigung und der Wirtschaftstatigkeit beitragen. Ein intensiverer
Wettbewerb im Dienstleistungssektor wirde inflationsdampfend wirken und die
Ausfuhren preislich wettbewerbsfahiger machen. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Spanien, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Spanien empfohlen,

e den Einstieg ins Arbeitsieben zu erleichtern, die Mobilitét weiter zu férdern, das
Qualifikationsniveau anzuheben und den Arbeitsmarkt durchl&ssiger zu machen;

e die tatsichliche Umsetzung der Bildungsreformen auch auf der Ebene der
Regionen zu gewdhrleisten, um die Zahl der frihen Schulabgénger zu verringern
und den Anteil der Jugendlichen mit einem hoheren Sekundarschulabschluss zu
erhohen;

e die Wettbewerbsfahigkeit durch eine Stérkung des Wettbewerbs im
Dienstleistungs- und im Stromsektor zu verbessern, indem die Bemihungen um
die Beseitigung nicht kostendeckender Einzelhandels- und Netztarife fur Strom,
und die Mal3nahmen zur Effizienzsteigerung von FUE fortgesetzt werden.
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FRANKREICH

Das BIP-Wachstum hat sich in Frankreich vor allem wegen der schwachen
Inlandsnachfrage merklich verlangsamt und betrug 2008 0,7 %. Die Anlage- und
Wohnungsbauinvestitionen  werden  durch die sich  verschlechternden
Wirtschaftsaussichten und die strengeren Darlehenskonditionen gebremst. Die
Wachstumsschwéache wird sich voraussichtlich auch 2009 fortsetzen. Die Inflation
stieg 2008 auf 3,2%, durfte sich aber 2009 verlangsamen. Das Defizit der
Offentlichen Haushalte betrug 2008 3,2 % des BIP. Die weltweite Verlangsamung
der Wirtschaftstatigkeit beeintrachtigt die Ausfuhren und tréagt zur for 2008
prognostizierten Ausweitung des Leistungsbilanzdefizits auf 3,8 % des BIP bei.
Diese Tendenz durfte léngerfristig anhal ten.

Die Beschéftigung stagnierte 2008 nahezu und wird 2009 voraussichtlich
zuriickgehen. Die Arbeitslosenquote lag auch 2008 bel ungefahr 8 %, dirfte 2009
aber zunehmen. Die nachlassende Konjunktur ist inzwischen auf dem Arbeitsmarkt
deutlich zu splren. In der Industrie und insbesondere im Automobilbau und im
Baugewerbe geht die Zahl der Arbeitsplétze zurtick.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Frankreich finanzpolitische Malinahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur StUtzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Frankreich aufRerdem unlangst verschiedene Malhahmen angekindigt, unter
anderem Investitionen in Infrastruktur und Energieeffizienz und —erzeugung sowie
die Unterstiitzung von KMU und des Baugewerbes.

Die Kommission wird die Malnahmen Frankreichs zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malnhahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Frankreich hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt, in
dessen Rahmen zahlreiche Mal3nahmen u. a. zur Férderung von KMU, der Nutzung
von IKT, der Leistungsfahigkeit von Forschung und Entwicklung, umweltpolitischer
Vorhaben sowie zur Reform des Arbeitsmarktes und zur Verbesserung des sozialen
Dialogs ergriffen wurden. Zur starkeren mittelfristigen Haushaltskonsolidierung, zur
Verbesserung des Wettbewerbs im Energiewesen, im Schienenfrachtverkehr und in
den regulierten Berufen, zur weiteren Modernisierung des Arbeitsrechts und beim
Ausbau der beruflichen Bildung sind zusétzliche Anstrengungen erforderlich.

Fur Frankreich werden die wichtigsten Herausforderungen mittelfristig darin
bestehen, den Arbeitsmarkt zu modernisieren, damit er besser funktioniert und
durchldssiger wird, und die generellen Wettbewerbsvoraussetzungen im
Dienstleistungssektor einschliefdlich des Einzelhandels zu verbessern. Bei der
Bewadltigung dieser Herausforderungen sollte das von der Regierung angekiindigte
Ziel eines Nullwachstums bei den Staatsausgaben streng eingehalten werden. Der
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Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird
besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Frankreich, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Frankreich empfohlen,

o mittelfristig die Haushatskonsolidierung und den Schuldenabbau zu
beschleunigen, indem die selbstgesteckten Ausgabenziele und insbesondere die
Vorgabe, das Ausgabenvolumen nicht weiter anwachsen zu lassen, eingehalten
werden; diese Malinahmen sollten mit einer weiteren Verbesserung des
Rentensystems einhergehen, um die langfristige Stabilitét der offentlichen
Finanzen zu gewéhrleisten;

o die generellen Wettbewerbsvoraussetzungen weiter zu verbessern mit besonderem
Augenmerk auf den netzgebundenen Wirtschaftszweigen (Gas, Strom,
Schienenfrachtverkehr), der Lockerung restriktiver Vorschriften in regulierten
Branchen und Berufen, insbesondere im Dienstleistungssektor und im
Einzelhandel, und einer Starkung der Wettbewerbsbehdorde und der
Regulierungsinstanzen fir den Schienenverkehr;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Ansatzes den Beschaftigungsschutz
weiter zu modernisieren, um die Segmentierung des Arbeitsmarktes nach der Art
der  Beschdftigungsverhdtnisse zu  reduzieren und  Zutrittss  und
Ubergangsmoglichkeiten insbesondere fir Jugendliche zu fordern, und die
Maoglichkeiten fur lebenslanges Lernen zu verbessern und stérker an die
Bedurfnisse des Arbeitsmarktes anzupassen.
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I TALIEN

2008 schrumpfte die Wirtschaft Italiens um schétzungsweise 0,6 %. Die hohe
Inflation, die negativen Vermdgenseffekte und die wachsende Unsicherheit dampften
den privaten Verbrauch, wahrend die sinkende Nachfrage und die strengeren
Finanzierungsbedingungen zu einer geringeren Investitionstétigkeit gefuhrt haben.
Auch die nachlassende preisliche Wettbewerbsfahigkeit und die schwéachere globale
Nachfrage setzten den Ausfuhren zu. Es steht zu erwarten, dass das BIP 2009 um
weitere 2 % sinken wird. Die Inflation kletterte im dritten Quartal 2008 auf ihren
Hochststand, wird voraussichtlich jedoch wieder zuriickgehen. Das Haushaltsdefizit,
das 2007 noch auf 1,6 % des BIP gesunken war, wéchst derzeit wieder. Fir 2008
wird mit einem Bruttoschuldenstand von Uber 105 % des BIP gerechnet, der 2009
und 2010 weiter steigen dirfte. Das Leistungsbilanzdefizit wird 2008 voraussichtlich
uber 2 % des BIP betragen, duirfte aber 2009 und 2010 eingedammt werden.

Das Beschéftigungswachstum blieb 2008 zwar schatzungsweise leicht positiv, wird
2009 jedoch voraussichtlich ricklaufig sein. Da der Arbeitskréftezuwachs das
Beschéftigungswachstum Ubersteigt, ist die Arbeitslosenquote 2008 zum ersten Mal
seit zehn Jahren wieder gestiegen und diese negative Entwicklung durfte sich auch
2009 fortsetzen. Gering qualifizierte Arbeitskréfte und Arbeitnehmer mit atypischen
Vertrégen zahlen zu den Personengruppen, die von den Auswirkungen der Krise
voraussichtlich am stérksten betroffen sein werden.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Italien finanzpolitische MalRnahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur StUtzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Italien
aulBerdem unlangst Malnahmen zur Stabilisierung des privaten Verbrauchs,
insbesondere zur Unterstiitzung von Haushalten mit niedrigem Einkommen,
beschlossen.

Die Kommission wird die Maldnahmen Italiens zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malhahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO»-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Italien hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt. Im
Bereich der Haushaltsanpassung sind die Fortschritte am deutlichsten erkennbar.
Auch einige Malinahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fur
Unternehmen wurden eingefthrt. Dartiber hinaus wurden erste Schritte hin zu einem
Flexicurity-Ansatz unternommen und es bleibt abzuwarten, welche Wirkung die
neuen Maldnahmen im Bereich Erziehung und Wissenschaft haben werden. Zur
Forderung des Wettbewerbs sind weitere Anstrengungen erforderlich.

Italiens  Wirtschaft wird seit mehreren  Jahren durch das schwache
Produktivitatswachstum und die dauerhaft Uber dem BIP liegenden offentlichen
Schulden gebremst. Diese Schulden belasten die finanzielle Nachhaltigkeit schwer.
Zu den zentralen Strategien, die nétig sind, um der Produktivitétsherausforderung zu
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begegnen, zdhlen tiefgreifende Strukturreformen, mit denen wu.a die
Rahmenbedingungen fur den Wettbewerb gestérkt, die Rahmenbedingungen fir
Unternehmen durch Birokratieabbau auf allen Ebenen geférdert, das Funktionieren
des Arbeitsmarkts verbessert sowie FuE gefordert werden sollen. Der
Humankapitalbildung sollte mehr Beachtung geschenkt werden und auch das
ungenutzte Arbeitskréftepotenzial, vor alem in Siditalien, sollte besser eingesetzt
werden. Um die Wettbewerbsfahigkeit wiederherzustellen, ist es Uberdies wichtig,
dass die Lohnentwicklung tUber eine weitere Dezentralisierung des Mechanismus zur
Lohnfestsetzung an die Produktivitétsentwicklung angepasst wird. Mittelfristig gilt
es, auf den Haushatsreformen vom Juli 2008 aufzubauen und die 6ffentlichen
Finanzen dauerhaft auf eine nachhaltige Grundlage zu stellen, um gunstigere
Investitionsbedingungen zu schaffen und mehr Spielraum fir die Bereitstellung von
Mitteln fir Humankapital und Infrastruktur zu erdffnen. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Italien, die Strukturreformen fortzufUhren.
Insbesondere wird Italien empfohlen,

o die mittelfristige Haushaltskonsolidierung mit Blick auf eine verbesserte
Nachhaltigkeit der offentlichen Finanzen fortzusetzen, insbesondere durch eine
Senkung der laufenden Primérausgaben und den effizienteren Einsatz staatlicher
Mittel, und zu gewdhrleisten, dass der kommende Rahmen flir den
Fiskalfoderalismus mit diesem Ziel im Einklang steht;

e rasch umfassende Reformen enzufihren und umzusetzen, um die
Rahmenbedingungen fur den Wettbewerb auf den Produkt- und
Dienstleistungsmérkten zu starken, insbesondere in den Bereichen Einzelhandel,
Kraftstoffvertrieb, freiberufliche und Finanzdienstleistungen, Gas, Luftverkehr
und lokale offentliche Dienste, den Blrokratieabbau auf allen Regierungsebenen
voranzutreiben, den Funktionsaufbau der 6ffentlichen Verwaltung zu reformieren
und die Produktivitat der Verwaltung zu steigern;

e der Produktivitétsherausforderung zu begegnen, die Effizienz und Ergebnisse des
Bildungssystems zu verbessern, u.a durch die genaue Uberwachung der
Qualitdtsstandards, und gleichzeitig Aspekte der Gleichbehandlung zu
beriicksichtigen;

¢ im Rahmen des Flexicurity-Ansatzes sowie im Hinblick auf eine Verringerung der
regionalen Unterschiede eine Neuverteilung der Sozialausgaben vorzunehmen,
um ein einheitliches Arbeitsosenversicherungs-System zu schaffen, ein
wirksames Funktionieren der Arbeitsvermittlungen zu gewéhrleisten, |ebenslanges
Lernen zu fordern und die Schwarzarbeit weiter zu bekdmpfen.
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ZYPERN

Das reale BIP-Wachstum lag 2008 bei 3,6 % und hat sich somit lediglich moderat
verlangsamt, da die Binnennachfrage und insbesondere der private Verbrauch
weliterhin ein solides Wachstum verzeichneten. Im Jahr 2009 ist jedoch mit einer
deutlichen Verlangsamung des Wachstums zu rechnen, hauptsachlich aufgrund der
schwécheren Wirtschaftstatigkeit der wichtigsten Handelspartner Zyperns, die auf
den Tourismus und die Auslandsnachfrage nach Immobilien durchschlagen dirfte.
Auch die wachsende  Haushaltsverschuldung und die  unsicheren
Rahmenbedingungen werden voraussichtlich den privaten Verbrauch ddmpfen. Die
Inflationsrate war 2008 mit 4,4 % doppelt so hoch wie 2007, was in erster Linie den
hoheren Preisen fir Ol- und Lebensmittelimporte zuzuschreiben ist. Es steht zu
erwarten, dass die Inflation 2009 wieder sinken wird. Der Staatshaushalt konnte 2008
mit einem Uberschuss von 1 % des BIP abgeschlossen werden. Die relativ hohen
Lohnzuwéachse haben die Wettbewerbsfahigkeit Zyperns beeintréchtigt und
zusammen mit der nachlassenden Auslandsnachfrage, geringeren Einnahmen aus
dem Tourismus und deutlich héheren Rohstoffpreisen 2008 zu einer Ausweitung des
Leistungsbilanzdefizits auf Uber 13% des BIP gefuhrt, das jedoch 2009
voraussichtlich auf 12 % sinken wird.

Aktuellen Einschdtzungen zum Arbeitsmarkt zufolge lag das
Beschéftigungswachstum 2008 bel rund 2% und die Arbeitsosenquote sank
geringfugig auf 3,9%. Im Jahr 2009 wird sich das Beschaftigungswachstum
voraussichtlich verlangsamen, was zum Anstieg der Arbeitslosenquote fihren dirfte.
Die derzeitigen Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt lassen darauf schlief3en, dass
die Tourismus- und die Baubranche, in denen zum grof3en Teil gering qualifizierte
auslandische Arbeitskréfte tétig sind, die Auswirkungen der Krise am stérksten
spiren werden.

Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Zypern unléngst Mal3nahmen zur
Unterstitzung von Privataushalten mit niedrigem Einkommen angekiindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Zyperns zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitétss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malnhahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO»-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Zypern hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt. Die
hohe Wirtschaftdeistung Zyperns im Jahr 2008 war in erster Linie auf die
mikrookonomische Politik, mit der die Entwicklung der Informationsgesellschaft und
die Schaffung von Bedingungen fir nachhaltiges Wachstum vorangebracht werden
sollten, sowie auf die Mal3nahmen zur sozialen Integration zurtickzufuhren. Es
wurden verschiedene Malinahmen ergriffen, um die langfristige finanzielle
Nachhaltigkeit sicherzustellen, vor allem im Rentenbereich. Erganzend sind welitere
Malnahmen notwendig, um das Gesundheitssystem zu reformieren. Auch die
Verbesserung der Leistungsfahigkeit Zyperns im Bereich FUE erfordert zusétzliche
MalRnahmen. Zypern hat eine Strategie fur lebenslanges Lernen angenommen und
muss diese nun u. a. durch weitere Mal3nahmen zur Reformierung der technischen
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und beruflichen Sekundarausbildung sowie des Ausbildungssystems umsetzen. Auf
mikrodkonomischer Ebene haben einige neue Malihahmen dazu beigetragen, den
unzureichenden Wettbewerb in den freien Berufen zu korrigieren.

Zyperns Anfaligkeit fir externe Schocks steigt durch das hohe Mal3 an
Handelsspezialisierung innerhalb seiner Wirtschaft und durch die Offnung des
Landes. Der fortschreitende Ubergang zu einer stérker diversifizierten und
innovationsorientierten Wirtschaft ist ein zentraler Faktor, um dem Wettbewerb aus
Niedriglohnléandern besser standhalten zu kodnnen. ES missen Anstrengungen
unternommen werden, um durch Investitionen in Wissen, Kompetenzen,
Rahmenbedingungen fir Unternehmen und Innovation die Arbeitsproduktivitét zu
steigern. 2009 wird die dréngendste politische Herausforderung die Steigerung der
Wettbewerbsfahigkeit des Landes sein. Angesichts der relativ. hohen
aulBenwirtschaftlichen Ungleichgewichte ist es wichtig, die Lohne der Produktivitét
anzupassen. Der Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und
Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Zypern, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Zypern empfohlen,

e weitere Anstrengungen fir den Ausbau von Moglichkeiten fur Iebenslanges
Lernen zu unternehmen, insbesondere fur Geringqualifizierte, Arbeitslose und
benachteiligte Gruppen, indem MalRnahmen im Rahmen der angenommenen
Strategie fur |ebenslanges Lernen umgesetzt werden, u. a. die Reform der Systeme
der beruflichen Bildung, Erziehung, Weiterbildung und des neuen modernen
L ehrlingsausbildungssystems.
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LETTLAND

Lettlands BIP-Wachstum ist im Jahr 2008 deutlich zuriickgegangen, von tber 10 %
im Jahr 2007 auf voraussichtlich ca. 2 %. Die schwache Wirtschaftslage und die
Finanzkrise haben die Verfligbarkeit von Krediten eingeschrénkt und zu einem
Ruckgang des privaten Verbrauchs und des Wohnungsbaumarkts gefihrt. Die
Investitionen waren besonders betroffen und durften 2008 um rund 9 % nachgelassen
haben. Das BIP wird wahrscheinlich eine gewisse Zeit lang weiter zuriickgehen. Die
Inflation stieg 2008 auf 15,3 %, wird aber 2009 sinken. Die tiefe Rezession wird sich
im Jahr 2008 negativ auf den Haushaltssaldo auswirken, der voraussichtlich ein
Defizit von rund 3,5 % des BIP erreicht haben wird. Die sinkende Inlandsnachfrage
hat dazu beigetragen, dass sich umfangrei che aul3enwirtschaftliche Ungleichgewichte
aufgelost haben. Die Einfuhren schrumpften 2008 deutlich, was dazu beitrug, das
Leistungshilanzdefizit auf rund 15 % des BIP zu verringern.

Die Beschéaftigung wird 2009 deutlich sinken. Die Arbeitsosigkeit steigt nun und
wird sich voraussichtlich von rund 6,5% im Jahr 2008 deutlich erhthen. Die
Arbeitsplatzverluste betrafen bisher Uberwiegend gering qualifizierte Arbeitnehmer
der Bauwirtschaft und des Einzelhandels, aber andere Gruppen sind auch zunehmend
betroffen. Eine Reihe benachteiligter Gruppen und junge Menschen werden
wahrscheinlich leiden, so dass sich auch die verbesserte Beschaftigungslage dieser
Gruppen in jingster Vergangenheit umkehren wird.

In Verbindung mit der im Dezember 2008 vereinbarten internationalen Finanzhilfe
zur Bewadltigung der Finanzkrise hat Lettland finanzpolitische Mal3nahmen zur
Stabilisierung des Bankensektors verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des
Zugangs zu Finanzierungsmitteln und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft
sowie der makrookonomischen Stabilitét beitragen sollen. Im Laufe des Jahres 2008
wurde deutlich, dass Lettland einen ausgeprégten und lang anhaltenden Abschwung
durchlaufen wird. Der Druck auf die lettischen Kapital- und Finanzmérkte und sein
Bankensystem hat sich erhdht, was dazu gefihrt hat, dass die Behérden die
dringende Notwendigkeit der internationalen finanziellen Unterstiitzung anerkannt
haben. In diesem Zusammenhang hat das Parlament am 12. Dezember 2008 ein
wirtschaftliches Stabilisierungsprogramm verabschiedet, mit dem das inlandische
und internationale Vertrauen in das Finanzsystem aufrecht erhalten werden dirfte,
und das direkt und indirekt dazu beitragen dirfte, die verschlechterte
Kostenwettbewerbsfahigkeit sowie durch Senkungen der Lohnkosten der
Offentlichen Hand als zentraler Bestandtell einer deutlich strengeren Haushaltspolitik
den Inflationsdruck aufzuhalten und umzukehren. Es ist geeignet, das
Wachstumspotenzial der Wirtschaft durch eine Reihe von Strukturreformen zu
stérken.

Die Kommission wird die Malnahmen Lettlands zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen. In diesem
Zusammenhang sollte Lettland die Ziele fur die offentlichen Finanzen in seinem
wirtschaftlichen Stabilisierungsprogramm einhalten, seine makrodkonomischen
Ungleichgewichte dringend in Angriff nehmen und seine
Zahlungsbilanzvereinbarung umfassend umsetzen. Die in Absatz 7 empfohlenen
Malinahmen sollten rasch umgesetzt werden, um insbesondere den Ubergang zu
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einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstof3 zu fordern und das langfristige
Wachstumspotenzial zu steigern.

Lettland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt. Die
Regierung hat die geplanten Ausgaben eingeschrénkt und Mal3nahmen zur
Begrenzung des Lohnanstiegs der offentlichen Hand vorgeschlagen. Es wurden
Malinahmen ergriffen, um die FUE-Leistung zu verbessern und das Arbeitsangebot
mittelfristig zu erhdhen, aber es sind grél3ere Anstrengungen erforderlich, um eine
Strategie des lebenslangen Lernens zu entwickeln. Das Rechtsetzungsumfeld wurde
weiter verbessert. Es wurden auch einige Fortschritte bei der Verbesserung des
Zugangs zur Kinderbetreuung erzielt.

Die unmittelbare wirtschaftspolitische Herausforderung fur Lettland besteht darin,
die makrofinanzielle Stabilitét zu sichern, da die Gefahr eines ausgepragten und lang
anhaltenden Abschwungs besteht. Mittelfristig mussen produktivitétsverbessernde
Investitionen in FuE, Innovation und Bildung einen Ubergang von
inlandsnachfragebestimmten Sektoren zu vermarktungsfahigen Sektoren erleichtern.
Strukturreformen sind dringend erforderlich, um die Arbeitsmarktflexibilitdt zu
verstarken und den Ubergang zu fordern, insbesondere durch effizientere
Aktivierung und Ausbildung. Die 6ffentliche Lohnpolitik sollte das richtige Signal
fur die Lohnmaldigung in der Privatwirtschaft geben, um zur Dampfung der Inflation
beizutragen und die Kostenwettbewerbsfahigkeit der Ausfuhren zu wahren. Eine
fristgerechte und entschlossene Durchfiihrung der Strukturfondsprogramme wird
positive Auswirkungen auf die Stéarkung des Angebotspotenzials der Wirtschaft
haben, die Beschaftigung foérdern und den Zugang der Unternehmen zur
Finanzierung sichern. Es ist entscheidend, die Verwaltungskapazitdat fur die
Durchfiihrung der Programme zu erhalten. Der Umsetzung des vom Européischen
Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu
widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Lettland, die Strukturreformen fortzufthren.
Insbesondere wird L ettland empfohlen,

e eine restriktive Haushaltspolitik zu verfolgen, innerhab derer sorgféltige
Prioritéten fUr die Ausgaben festgelegt werden und sowohl Steuer- als auch
AusgabenmalRnahmen auf die Stérkung des Angebotspotenzials der Wirtschaft
ausgerichtet sind; dies sollte durch die Verabschiedung eines starken
mittelfristigen Haushaltsrahmens mit engen Ausgabenbegrenzungen erleichtert
werden;

e zur Senkung der Inflation und Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit
Lohnzurtickhaltung in der 6ffentlichen und privaten Wirtschaft zu fordern;

¢ im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Ansatzes Anstrengungen zur Erhéhung
von  Arbeitsangebot und  Produktivitdt zu intensivieren,  indem:
Aktivierungsmal3nahmen und die Ausrichtung der allgemeinen und beruflichen
Bildung auf die Bedurfnisse des Arbeitsmarkts verstérkt werden, einschliefdlich
der Umsetzung einer koharenten Strategie des |ebenslangen Lernens;

e FUuE- und Innovationspolitik starker zu integrieren, insbesondere durch
Partnerschaften zwischen den wichtigsten privaten und 6ffentlichen Akteuren und
durch zusétzliche Anreize fur Investitionen der Privatwirtschaft.
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LITAUEN

Fir 2008 wird ein BIP-Wachstum prognostiziert, das mit 3,4 % deutlich geringer
ausfallt als 2007 (8,9%). Unter Einbeziehung der Korrektur auf dem
Wohnungsmarkt gingen die Investitionen zurtick. Strengere Darlehenskonditionen,
zuriickgehende Realeinkommen und das sinkende Vertrauen von Unternehmen und
Verbrauchern werden die Inlandsnachfrage 2009 abschwéchen. Die Inflation
erreichte 2008 wegen der hohen Rohstoffpreise und des starken Lohndrucks im
Inland 11 %, ging anschlief3end aber wieder zurtick. Aufgrund der Verschlechterung
der Wirtschaftslage und zusétzlicher Ausgaben steigt das Haushaltsdefizit rasch an.
Es durfte 2008 nahe an 3 % des BIP gelegen haben und 2009 Uber diese Schwelle
anwachsen, wenn Kkeine zusédtzlichen Sparmalnahmen ergriffen werden.
Betrachtliche Lohnzuwédchse haben die Wettbewerbsfahigkeit der Exporte
beeintréchtigt und durften zusammen mit einer schwachen Auslandsnachfrage dazu
fUhren, dass die Ausfuhren 2009 langsamer zunehmen. Gleichzeitig werden wegen
schwécherer Inlandsnachfrage voraussichtlich auch die Einfuhren in geringerem
Umfang zulegen, so dass mit einem Rickgang des 2008 bei 12,6 % des BIP
liegenden L eistungsbilanzdefizits gerechnet wird.

Aktuelle  Arbeitsmarktdaten  deuten  darauf  hin, dass sich das
Beschaftigungswachstum 2008 umkehrte.  Die  Arbeitslosenquote  wird
voraussichtlich auf Gber 5 % steigen. Bereits jetzt nimmt der Trend, grof3e Teile von
Belegschaften zu entlassen, zu, wovon besonders gering Qualifizierte, schlecht
ausgebildete junge Arbeitnehmer, Landbewohner und altere Arbeitnehmer betroffen
sind. Das regionale Beschéftigungsgefalle konnte zunehmen.

Am 9. Dezember 2008 hat die neugewahlte Regierung ein Krisenpaket angenommen,
in dem ene Rehe fiskapolitischer Malnahmen zur Verringerung der
makrotkonomischen Ungleichgewichte und zum Abbau des Gesamtstaatsdefizits ab
2009 angekundigt werden.

Die Kommission wird die Mainahmen Litauens zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitdts- und Wachstumspakt prifen. In diesem
Zusammenhang sollte Litauen die mit dem Krisenpaket angestrebten Ziele fur die
offentlichen Haushalte einhalten. Die in Absatz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten
rasch umgesetzt werden, um insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit
geringem CO,-Ausstof’3 zu férdern und das langfristige Wachstumspotenzial zu
steigern.

Litauen hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt. Zur
Verbesserung der Beschaftigungschancen junger Menschen und zur verstérkten
Heranbildung unternehmerischer Kompetenzen wurden einige Mal3nahmen ergriffen.
Intensivere Anstrengungen sind in den Schlisselbereichen erforderlich, um for
grolRere makrofinanzielle Stabilitét zu sorgen und die Inflation abzubauen. Ein
grofderes Engagement ist auch bei der Foérderung auslandischer Direktinvestitionen,
der Verbesserung von FuE und Innovation sowie der rechtlichen
Rahmenbedingungen, dem Ausbau der Kinderbetreuung und der Verbesserung des
Gesundheits- und Sicherheitsschutzes erforderlich.
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Das starke Wirtschaftswachstum und die Abwanderung von Arbeitskraften haben zu
einer Angebotsverknappung auf dem Arbeitsmarkt und zu héheren Arbeitskosten
gefihrt und somit die Wettbewerbsfahigkeit Litauens beeintrchtigt. Die
gegenwartige Abschwéchung der  Konjunktur wird jedoch zu hoherer
Arbeitslosigkeit fihren, so dass eine aktive Arbeitsmarktpolitik vitale Bedeutung
erlangt. Am dringendsten in Angriff genommen werden missen jedoch die
betréachtlichen makrodkonomischen Ungleichgewichte. Um der Inflation und dem
Nachlassen der Wettbewerbsfahigkeit Einhalt zu gebieten, muss die
Lohnentwicklung stérker an die Produktivitdt angepasst werden. Aulerdem sollten
die Rahmenbedingungen fur Unternehmen verbessert und die Verwaltungskapazitat
gestarkt werden. Das Produktivitétswachstum muss mittels einer Erhéhung des
Qualifikationsniveaus und einer Verbesserung der Innovationstétigkeit auch durch
Anreize fur auslandische Direktinvestitionen gestérkt werden. Der Umsetzung des
vom Europaischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Litauen, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Litauen empfohlen,

e seine makrotkonomische Stabilitét durch eine restriktive Fiskalpolitik mit einer
sorgfaltigen Prioritétensetzung bei den Ausgaben zu stérken;

e die auBenwirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit zu wahren, indem ein
Auseinanderdriften von Lohnentwicklung und Produktivitdtszuwachs verhindert
wird;

e die Durchfuhrung der Strukturreformen bei FUE und Innovation weiterhin als
vorrangig zu behandeln und mit einem entsprechenden finanziellen Engagement
zu untermauern, wobei den Humanressourcen fir FUE und einer stérkeren
Betelligung von Unternehmen an der Innovationstétigkeit grof3ere Beachtung
geschenkt werden sollte;

e die Bemihungen um eine Reform des allgemeinen und beruflichen
Bildungswesens im Sinne von mehr Qualitét, einer besseren Ausrichtung auf die
Bedirfnisse des Arbeitsmarktes und einer Forderung des lebenslangen Lernens zu
intensivieren.
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LUXEMBURG

Das BIP-Wachstum fiel 2008 mit 1 % deutlich langsamer as 2007 (5,2 %) aus, da
sich die Auswirkungen der internationalen Konjunkturverflachung bemerkbar
machten. Diese Verlangsamung durfte sich vor alem wegen der geringen
Auslandsnachfrage und der niedrigen Investitionen des privaten Sektors auch 2009
fortsetzen. Die Inflation Kkletterte 2008, angetrieben vor allem durch die steigenden
Energie- und Lebensmittelpreise, auf tber 4 %, dirfte aber 2009 nachlassen. Wegen
der schwéchelnden Konjunktur durfte der Haushaltstiberschuss 2008 auf 3,0 % des
BIP zusammengeschmol zen sein. Bel der Leistungsbilanz wird fur das Jahr 2008 mit
einem Uberschuss von mehr als 8 % gerechnet, der 2009 voraussichtlich etwas
geringer ausfallen wird.

Die Beschaftigung nahm auch 2008 zu, und die Arbeitslosenquote blieb mit 4,1 %
stabil. Fur 2009 sind die Aussichten weniger positiv: das Beschaftigungswachstum
durfte sich verlangsamen und die Arbeitdosigkeit zunehmen. Die gegenwartige
Krise wird voraussichtlich den Finanzsektor, die Verkehrsbranche und die
Stahlindustrie sowie die Automobilbranche belasten.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Luxemburg finanzpolitische Maldnahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
L uxemburg auf3erdem unlangst eine Verringerung der Unternehmensbesteuerung und
Malinahmen zur finanziellen Unterstitzung der Privathaushalte mit niedrigem
Einkommen angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Luxemburgs zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen.

Luxemburg hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefiihrt. Bei
der Erhdhung der Beschéftigungsquote dlterer Arbeitnehmer, der Verringerung der
Schulabbrecherquote und der Beseitigung kinstlicher Barrieren im Bildungswesen
sowie bel der Steigerung der Attraktivitdt des wirtschaftlichen Umfelds hat
Luxemburg einige Fortschritte erzielt, sollte aber seine Anstrengungen in diese
Richtung fortsetzen.

Da die Finanzbranche mehr as ein Viertedd zum BIP beitragt, konnte die
gegenwdrtige Finanzkrise das Land schwer treffen. Darlber hinaus wird der
vergleichsweise rasche Anstieg der Lohnstlickkosten die Wettbewerbsfahigkeit
voraussichtlich beeintrdchtigen. Diese Verschlechterung durfte auch in den
kommenden Jahren anhalten, weil fir 2008 und 2009 ein Produktivitétsriickgang
prognostiziert wird. Langerfristig ist das Rentensystem reformbedirftig, um seine
langfristige  Stabilitdt zu gewdhrleisten. Die Beschaftigungsquote  der
Wohnbevdlkerung bleibt unter dem européischen Durchschnitt und ist insbesondere
unter den é&lteren Arbeitnehmern niedrig. Aulerdem muss Luxemburg die
Standortbedingungen fir Unternehmen attraktiver gestalten. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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UNGARN

Nach einem steilen Abfall auf 1,1 % im Jahr 2007, der hauptséchlich durch die Mitte
2006 begonnene Haushaltskorrektur bedingt war, ging das BIP-Wachstum 2008 trotz
der erheblichen Agrarproduktion auf 0,9 % zuriick. Wegen des sich rapide
verschlechternden externen Umfeldes wird es voraussichtlich zu einem deutlichen
Wirtschaftsabschwung kommen. Die ungarischen Finanz- und Devisenmérkte
wurden von der Finanzkrise ganz besonders hart getroffen, was das voriibergehende
Einfrieren des Staatspapiermarktes, steile Kursstirze an der Borse und eine
einschneidende Abwertung der Landeswahrung nach sich zog. Die Inflation lag 2008
Uber 6%, doch ist seit Mitte 2007 ein Abwaértstrend zu verzeichnen, der sich
voraussichtlich  fortsetzen wird. Ungeachtet des Abschwungs wird das
Haushaltsdefizit 2008 auf 3,3 % des BIP sinken, wobei weitere Anpassungen von der
Regierung geplant sind. Das Leistungsbilanzdefizit stieg 2008 leicht auf rund 7 %
desBIP.

Die Erwerbstétigkeit ging 2008 um rund 1 % zurtick und wird 2009 weiter sinken.
Die Arbeitdosenquote, die 2008 bei rund 7,7 % lag, durfte weiter ansteigen. Sollte
der konjunkturelle Abschwung sehr ausgeprégt sein, wird die Erwerbslosigkeit
maoglicherweise nicht auf wenig qualifizierte und benachteiligte Arbeitnehmer
beschrankt bleiben.

Im Zusammenhang mit dem Zahlungsbilanzdarlehen der Gemeinschaft zur
Unterstitzung der Malinahmen Ungarns gegen die Finanzmarktturbulenzen
unterzeichnete die Regierung am 19. November 2008 eine Vereinbarung tber die mit
der Darlehensgewdhrung verbundenen  wirtschaftspolitischen  Bedingungen,
insbesondere hinsichtlich der Haushaltskonsolidierung und der finanzpolitischen
Reform.

Die Kommission wird die Malinahmen Ungarns zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitdts- und Wachstumspakt prifen. In diesem
Zusammenhang muss Ungarn die Vereinbarung Uber die Zahlungsbilanz vollstandig
umsetzen. Die in Absatz 7 empfohlenen Malihahmen sollten rasch umgesetzt
werden, um insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-
Ausstol3 zu férdern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Ungarn hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefuhrt. Die
Finanzpolitik wird 2008 wahrscheinlich erneut ein Konsolidierungsniveau erreichen,
das die gesetzten Ziele Ubertrifft. Die Struktur- und Arbeitsmarktreformen missen
noch stérker vorangetrieben werden. Der Strukturfonds spielt bei der Umsetzung des
nationalen Reformprogramms, die schon weit vorangekommen ist, ene
Schlusselrolle. Nach den Finanzmarktturbulenzen nahm die ungarische Regierung
eine Reihe von Malinahmen zur Wiederherstellung des Vertrauens an, darunter die
beschleunigte Reduzierung des Haushaltsdefizits, strengere Finanzvorschriften und
eine starkere Regulierung und Uberwachung des Finanzsektors.

Fir Ungarn liegt die Herausforderung darin, die negativen Auswirkungen der
Finanzkrise unter Beibehaltung der finanzpolitischen Stabilitét und einer Starkung
der Glaubwurdigkeit seiner Wirtschaftspolitik zu dampfen. Zu diesem Zweck sollte
eine weitere Beeintrachtigung der externen Wettbewerbsfahigkeit dadurch vermieden
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werden, dass L ohnzuwéchse an die Produktivitét gebunden werden. Mittelfristig sind
Anstrengungen zur Verbesserung der makrodkonomischen und finanzpolitischen
Stabilitét unabdingbar. Dies erfordert eine hthere Effizienz des offentlichen und des
Gesundheitssektors und ein reibungsloseres Funktionieren des Arbeitsmarktes. Trotz
gewisser Fortschritte sind im Gffentlichen Sektor noch weitere Effizienzgewinne
maoglich. Die Gesamtbeschaftigungsquote Ungarns (57,3%) war 2007 die
drittniedrigste der EU, wobel die Beschaftigung junger und dterer Menschen und
benachteiligter Bevolkerungsgruppen besonders zu wiinschen dbrig liel. Es gilt, die
Anpassung der algemeinen und beruflichen Bildung an die Erfordernisse des
Arbeitsmarktes weiterzuentwickeln und das Missverhdtnis zwischen Qualifikations-
angebot und Qualifikationsnachfrage wirkungsvoll anzugehen. Der Umsetzung des
vom Europaischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Ungarn, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Ungarn empfohlen,

e die betrachtlichen Fortschritte bel der Haushaltskonsolidierung auszubauen und
die erforderlichen Mal3nahmen zur Gewéhrleistung eines dauerhaften Abbaus des
Haushaltsdefizits und der offentlichen Schuldenquote zu ergreifen, wobei die
Ausgabenkontrolle zu verstérken wére;

e die Reformen in den Bereichen 6ffentliche Verwaltung, Gesundheit, Renten und
Bildung fortzusetzen, um die langfristige Tragfahigkeit des Haushalts und mehr
wirtschaftliche Effizienz zu gewdhrleisten. Dazu gehdren Mal3nahmen zur
weiteren Anhebung des tatsdchlichen Renteneintrittsalters, die energische
Umsetzung der Reform der Erwerbsunfdhigkeitsrenten und die weitere
Umstrukturierung des Gesundheitswesens;

o die aktive Arbeitsmarktpolitik auszubauen und genauer auszurichten, um die Lage
auf dem Arbeitsmarkt insbesondere fur benachteiligte Bevolkerungsgruppen und
in bestimmten Regionen zu verbessern;

e das Niveau der beruflichen Qualifikation auch durch eine stéarkere Tellnahme
Erwachsener am lebenslangen Lernen anzuheben, die allgemeine und berufliche
Bildung noch mehr an die Erfordernisse des Arbeitsmarkts anzupassen und
sicherzustellen, dass allen Menschen Zugang zu einer qualitativ hochwertigen
allgemeinen und beruflichen Bildung gewahrt wird.
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MALTA

Das BIP-Wachstum, das 2007 noch 3,9 % betragen hatte, dirfte 2008 nur noch 2,1 %
betragen und wird sich 2009 voraussichtlich weiter abschwéachen. Aufgrund
gestiegener Lebensmittel- und Olpreise auf dem Weltmarkt beschleunigte sich die
Inflation bis Mitte 2008 auf 4,7 %, wobei die Wirkung der Weltmarktpreise durch
den schwach ausgepragten Wettbewerb im Inland und eine starke Abhéngigkeit von
Energieimporten vermutlich verstérkt wurde. Die Haushaltslage hat sich 2008 durch
den Anstieg des Haushaltsdefizits auf 3,5 % des BIP verschlechtert. Aufgrund der
schwécheren Nachfrage auf dem Weltmarkt ist das Leistungsbilanzdefizit grof3er
geworden.

Das Beschéftigungswachstum ging 2008 zuriick und dirfte sich angesichts der
Verlangsamung der Wirtschaftsaktivitdét 2009 weiter abschwachen. Die
Beschéftigungsquote bel Frauen ist 2007 leicht angestiegen, bleibt mit 36,9 % aber
die niedrigste in der EU. Die Beschéftigungsquote bel dteren Arbeitnehmern ist
2007 auf 28,3 % zuriickgegangen. Die Arbeitdosigkeit, die 2008 bei 6,5 % lag,
durfte steigen. Davon werden hauptsachlich Geringqualifizierte im produzierenden
Gewerbe und im Tourismus betroffen sein, wobei allerdings in wachsendem Mal3e
jetzt auch andere Sektoren (Finanzdienstleistungen und IKT) geféhrdet sind.

Malta hat unlangst Malinahmen zur Bewdltigung des Wirtschaftsabschwungs
angeklndigt, darunter vorgezogene Investitionen in Infrastruktur, Umweltschutz und
Tourismus sowie eine Reduzierung der steuerlichen Belastung von Privathaushalten.

Die Kommission wird die Malinahmen Maltas zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Malta hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt und ist
dabel in den Bereichen Wettbewerb und Arbeitsmarkt vorangekommen. Zu den
positiven Initiativen im Jahr 2008 zéhlen erste Schritte auf dem Weg der
Werftprivatisierung, die Schaffung eines integrierten Flexicurity-Konzepts und die
Festlegung einer Zielvorgabe flr den Birokratieabbau. Zusétzliche Malinahmen sind
erforderlich zur Verbesserung des Gesundheitssystems, der Rahmenbedingungen fir
Unternehmen und der Funktionsweise des Energiemarktes. Bei  der
Haushaltskonsolidierung ist Malta 2008 |angsamer vorangekommen.

Mata ist in hohem MalRe von eingefiihrten Energietrégern, Rohstoffen,
Vorprodukten und Konsumgutern abhangig. Die wirtschaftliche Entwicklung Maltas
beruht auf den Humanressourcen des Landes. Diesbeziiglich bedarf es erheblicher
Verbesserungen und insbesondere ener Senkung der Schulabbrecherquote.
Aufgrund der geringen GrofR3e der Volkswirtschaft sind Fragen des Wettbewerbs von
besonderer Relevanz und in diesem Zusammenhang sind Verbesserungen der
Rahmenbedingungen fir Unternehmen sowie eine Diversifizierung der
Energiequellen erforderlich. Damit Offentliche Finanzmittel effizient eingesetzt
werden, muss das Gesundheitssystem weiter reformiert werden. Trotz
Diversifizierung seiner wirtschaftlichen Basis muss Malta noch mehr tun, um die
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derzeit hohe Abhangigkeit vom Tourismus und der Herstellung elektronischer Geréte
zu mindern. Zur Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit bedarf es weiterer
Strukturreformen, um die Produktivitét zu verbessern und um Lohnsteigerungen dem
Produktivitétswachstum anzupassen. Der Umsetzung des vom Europaischen Rat
vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen
sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Malta, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Malta empfohlen,

e den Wettbewerb zwecks Einddmmung der Inflation und Erhaltung der
Wettbewerbsfahigkeit zu stérken und dazu insbesondere staatliche Beihilfen zu
verringern und sie auf Querschnittsziel e auszurichten sowie die Kartellbehorde zu
stérken;

e intensiver daran zu arbeiten, dass mehr Menschen, insbesondere Frauen und
Altere, in den Arbeitsmarkt integriet werden, unter anderem durch
Verbesserungen bel der Kinderbetreuung, intensivere Bemihungen um die
Bekdmpfung der Schwarzarbeit und Forderung der Beteiligung am Arbeitsmarkt,
letzteres auch durch Verscharfung der Bedingungen fir die Inanspruchnahme von
L eistungen.
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NIEDERLANDE

In den Niederlanden ist das reale BIP-Wachstum, das 2007 noch 3,5 % betragen
hatte, 2008 auf 1,9 % zurlickgegangen. Fir 2009 wird infolge des weltweiten
Wirtschaftsabschwungs, sinkender Investitionen und eines substanziellen Rickgangs
des privaten Verbrauchs mit einer weiteren Abschwéchung des Wachstums
gerechnet. Aufgrund gestiegener Lebensmittel- und Energiepreise ist die Inflation
2008 auf 2,2 % gestiegen. Der Haushaltstiberschuss vergrof3erte sich 2008 auf 1,1 %
des BIP. Trotz des weltweten Wirtschaftsabschwungs betragt  der
L eistungshilanziiberschuss der Niederlande 2008 wahrscheinlich mehr als 8 %, er
durfte 2009 aber auf 6,5 % des BIP zurtickgehen.

Das Beschéftigungswachstum betrug 2008 knapp 2 %, weshalb die Arbeitsosigkeit
in diesem Jahr gesunken ist. 2009 hingegen wird mit einem negativen
Beschaftigungswachstum und dementsprechend mit einem Anstieg der
Arbeitdosigkeit gerechnet. Die Arbeitgeber sind mit Entlassungen bisher sehr
zurickhaltend, da sie befiirchten, bel einem wirtschaftlichen Wiederaufschwung kein
qualifiziertes Personal zu finden. Die Industrie und die Finanzwirtschaft werden
voraussi chtlich am hértesten getroffen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewdltigung der Finanzkrise haben
die Niederlande finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makro-6konomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, haben die
Niederlande auf3erdem unlangst Mal3nahmen angekiindigt, darunter eine Senkung der
steuerlichen Belastung der KMU und eine Reduzierung der Sozialabgaben der
Arbeitnehmer.

Die Kommission wird die Maldnahmen der Niederlande zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Die Niederlande haben die Umsetzung ihres nationalen Reformprogramms
fortgefuhrt. Die bereits getroffenen Mal3nahmen zur VergroRerung des
Arbeitskréfteangebots reichen nicht aus, um die Anzahl der insgesamt geleisteten
Arbeitsstunden zu erhthen. Einige Fortschritte gab es bei der Verbesserung der
Governance-Strukturen und der Schaffung ener kohdrenten FuE- und
Innovationsstrategie sowie bei der Optimierung des innovationsbezogenen Policy-
Mix.

Eine langere Gesamtarbeitszeit sowie verbesserte FUE- und Innovationsle stungen
werden zur Stabilisierung der starken Wirtschaftsleistung in der Zukunft beitragen.
Die Herausforderung besteht darin, die langfristige FUE-Strategie in aufeinander
abgestimmte, wirksame MalRnahmen umzusetzen, um insbesondere die privaten FUE-
Ausgaben zu stimulieren. Angesichts der aternden Bevoélkerung und des daraus
resultierenden geringeren Angebots an Arbeitskréften muss fur tragfahige offentliche
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Finanzen gesorgt werden. Der Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten
Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat den Niederlanden, die Strukturreformen fortzufhren.
Insbesondere wird den Niederlanden empfohlen,

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Konzepts weitere Mal3nahmen, auch
solche zur Starkung des Ubergangs in den Arbeitsmarkt, einzuleiten, um die
Teilnahme von Frauen, Alteren und Benachteiligten am Arbeitsmarkt zwecks
Anhebung der Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden zu verbessern.

41

DE



DE

OSTERREICH

Das BIP-Wachstum, das 2007 noch 3,1 % betragen hatte, schrumpfte 2008 auf
1,7 %. Das Wachstum durfte aufgrund rucklaufiger Exporte und Investitionen weiter
um Uber 1% sinken. Die Headline-Inflation von knapp 4 % Mitte 2008 |&sst
mittlerweile nach. Osterreich verzeichnete 2008 ein leichtes Defizit von 0,6 % des
BIP, das sich 2009 deutlich erhdhen dirfte. Mit einem erwarteten
L eistungshilanziiberschuss von tber 3 % des BIP im Jahr 2008, der 2009 und 2010
etwa gleich hoch ausfallen dirfte, sind die Auf3enhandel shilanzen gesund.

2008 lag das Beschaftigungswachstum bei 1,6 %, fur 2009 wird aber mit einer
Abschwéchung gerechnet. Die Arbeitdosenquote wird voraussichtlich steigen.
Besonders hart treffen dirfte es Arbeitsmarktgruppen mit traditionell begrenzten
Beschéftigungsaussichten, vor allem dltere Arbeitnehmer und gering qualifizierte
Schulabganger. Die Zahl der Lehrstellen und der Arbeitsplétze fur Leiharbeitnehmer
in der Industrie hatten als erste einen Rickgang zu verzeichnen. Derzeit ist der am
stérksten betroffene Wirtschaftszweig die Automobilindustrie.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Ogterreich finanzpolitische MaRRnahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Ogterreich ferner unldngst Malinahmen zur Steuersenkung und zur zusitzlichen
finanziellen Unterstitzung der Privathaushalte sowie weitere Investitionen in
Infrastruktur, Energieeffizienz und FUE angekiindigt.

Die Kommission wird die MalRnahmen Osterreichs zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Osterreich hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefiinrt.
Einige Anstrengungen wurden zur Erhohung der Beschaftigungsquote daterer
Arbeitnehmer, zur Verbesserung der Ausbildungschancen benachteiligter
Jugendlicher, zur Bekdmpfung der Geschlechtertrennung auf dem Arbeitsmarkt
sowie zur verstarkten Heranbildung von Unternehmertum unternommen. Zur
starkeren  mittelfristigen  Finanzkonsolidierung und  zur  Erhdhung  der
Wettbewerbsfahigkeit sind zusétzliche Anstrengungen erforderlich.

Osterreichs grofite mittelfristige Herausforderung ist der Ubergang zu einer
wissensintensiven Wirtschaft. Trotz Mehrausgaben fir FUE und Innovation ist dieser
angestrebte Wandel bisher noch nicht zum Tragen gekommen, was darauf hindeutet,
dass der Humankapitalbildung mehr Beachtung geschenkt werden sollte. Eine
anhaltende Lohnzuriickhaltung hat Osterreichs globale Wetthewerbsposition gestarkt
und zur Schaffung von Arbeitsplétzen fUr ein wachsendes Arbeitskrafteangebot
beigetragen. Eine Herausforderung fir Osterreich ist die Gewdahrleistung einer
besseren Nutzung des Arbeitskréfteangebots, insbesondere der Fahigkeiten dterer
Arbeitnehmer, sowie einer verbesserten Integration, Bildung und Ausbildung
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benachteiligter Gruppen. Die Sicherstellung eines nachhaltigen Sozialsystems hangt
von einer dauerhaften Konsolidierung der offentlichen Finanzen ab, die mit
verstarkten offentlichen Ausgaben in den Bereichen, die fur das mittelfristige
Wachstum von entscheidender Bedeutung sind, einhergehen muss. Der Umsetzung
des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Osterreich, die Strukturreformen fortzufiihren.
Insbesondere wird Osterreich empfohlen,

o fUr &ltere Arbeitnehmer die Anreize fir einen Verbleib im Arbeitsleben weiter zu
verstarken und zu diesem Zweck insbesondere eine umfassende Strategie mit
beruflichen Fortbildungsmal3nahmen, einer Anpassung der Arbeitsbedingungen
und einer Verschéarfung der Anspruchsvoraussetzungen far
Vorruhestandsregelungen umzusetzen und die Bildungschancen benachteiligter
Jugendlicher zu verbessern.
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POLEN

Polens BIP-Wachstum, das 2007 noch 6,7 % betragen hatte, schrumpfte 2008 auf
5 %. Dieses kraftige Wachstum wurde vor allem durch den privaten Konsum und
eine lebhafte Investitionstétigkeit bewirkt. Das BIP-Wachstum wird 2009 aufgrund
einer geringeren Export- und Invedtitionsdynamik weiter schrumpfen. Die
Inflationsrate erreichte mit rund 4% % im Jahr 2008 ihren Hohepunkt, durfte aber
2009 sinken. Es wird davon ausgegangen, dass sich das Haushaltsdefizit 2008 leicht
auf 2,5 % des BIP vergrol3ert hat. Voraussichtlich wird es 2009 zu einer weiteren
Verschlechterung um rund 1 Prozentpunkt kommen. Das L eistungsbilanzdefizit, das
2008 bei 5,6 % des BIP lag, dirfte 2009 auf diesem Niveau bleiben.

Die Beschéftigung wuchs 2008 um 3 %, und die Arbeitslosenquote sank weiter auf
74%. Allerdings wird sich das Beschaftigungswachstum 2009 merklich
verlangsamen. Dementsprechend wird mit einem Anstieg der Arbeitslosenquote auf
deutlich Uber 8 % gerechnet. Aktuelle Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt zeigen,
dass exportorientierte Wirtschaftszweige, produzierendes Gewerbe, Bauwirtschaft
und Verkehr am starksten von der Konjunkturabschwéchung betroffen sind. Mehr
Aufmerksamkeit soll der Erhéhung der Erwerbsbeteiligung und der Mobilitét der
Arbeitskréfte zwischen den Sektoren und Industriezweigen gewidmet werden, was
auch zur Wiederherstellung der preislichen Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft
nach einer Zeit des schnellen Wachstums von Beschéftigung und L éhnen beitrégt.

Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Polen unlangst Mal3nahmen, auch
solche zur Unterstiitzung von KMU und Privataushalten mit niedrigem Einkommen,
angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Polens zur Bewadltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitdts- und Wachstumspakt prifen. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Polen hat die Umsetzung des nationalen Reformprogramms fortgefihrt. Eine Reihe
von Mal3nahmen wurden ergriffen, um den Wettbewerb in den netzgebundenen
Wirtschaftszweigen zu erhdhen, die aktive Arbeitsmarktpolitik zu stéarken, die
rechtlichen Rahmenbedingungen fur Unternehmer zu verbessern und die algemeine
und berufliche Bildung auf den Arbeitsmarkt abzustimmen. Weitere Anstrengungen
sind notwendig, um die Ausgabenkontrolle zu verbessern, die FuE-Leistung zu
steigern, die Leistungssysteme zu Uberprifen und die Betelligung am Iebenslangen
Lernen zu erhdhen.

Polens wirtschaftliche Leistungsfahigkeit wird durch eine Reihe miteinander
verbundener Strukturprobleme, eine niedrige Arbeitsproduktivitdt und eine geringe
Ausdlastung der Arbeitskréfte gebremst. Anstrengungen zur Vollendung der Reform
der Systeme der soziden Sicherheit, die mit einer Zunahme der Zahl &lterer
Arbeitnehmer einhergehen, konnten gleichzeitig das Arbeitskréfteangebot starken
und die langfristige Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen erhéhen. Wachstum und
Beschéftigung wirden von einer Intensivierung der Mal3nahmen zur Verbesserung
der Rahmenbedingungen fur Unternehmen, zum Ausbau der Infrastruktur und zur
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Erhéhung der Qualité des Humankapitals profitieren. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Polen, die Strukturreformen fortzufUhren.
Insbesondere wird Polen empfohlen,

e die Haushaltsdisziplin mittelfristig zu stabilisieren und weitere Mechanismen zur
Verbesserung der Ausgabenkontrolle einzufihren, insbesondere durch eine
Reform des Sozialversicherungssystems fur Landwirte;

e die Reform des staatlichen Forschungssektors fortzusetzen, um FuE und
Innovation Auftrieb zu geben, sowie FUE des privaten Sektors zu férdern;

e Invedtitionen in die Energiee und Verkehrsinfrastruktur durch eine
Rationalisierung der Verfahren und effizientere Verwendung von
Strukturfondsmitteln zu beschleunigen;

e ein integriertes Flexicurity-Konzept durch die Umsetzung einer Strategie fur
aktives Altern, die Intensivierung der Mal3nahmen zur Verbesserung der aktiven
Arbeitsmarktpolitik, insbesondere fur benachteiligte Gruppen, die Uberpriifung
der Sozidleistungssysteme zur Erhéhung der Arbeitsanreize und die Schaffung
einer Strategie fur lebenslanges L ernen zu entwickeln.
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PORTUGAL

Das BIP-Wachstum in Portugal, das 2007 noch 2 % betragen hatte, ging 2008
aufgrund der verminderten Investitionstdtigkeit und der  schwéacheren
Ausfuhrleistung auf 0,2% zurick. Es steht zu erwarten, dass sich durch den
anhaltenden Rickgang der Inlandsnachfrage 2009 auch das Wachstum weiter
verlangsamt. Die Inflation beschleunigte sich und betrug 2008 2,7 %, blieb damit
aber unter dem Durchschnittswert der Eurozone und ist infolge des jUngsten
Abwaértstrends bei den Weltmarkpreisen und der schwachen Nachfrage rickléufig.
Das Haushaltsdefizit Portugals 2008 ging wie bereits in den letzten Jahren weiter
zuriick und liegt bel knapp Uber 2 % des BIP. Das Leistungsbilanzdefizit hat sich
infolge des nachlassenden Exportwachstums und der hohen Rohstoffpreise 2008 auf
11,8 % des BIP ausgeweitet, dirfte sich aber 2009 verringern.

Die Beschéaftigungsquote Portugals ist 2007 leicht gestiegen und stabilisierte sich bel
ungefdhr 68 %. Die Arbeitslosenquote erreichte 2007 8,1 %, ist 2008 aber wieder
leicht gesunken. Die schwache Auslandsnachfrage beginnt sich nun auf die
Beschaftigung im grofen Exportsektor auszuwirken. Aufgrund des anhaltenden
wirtschaftlichen Strukturwandels muss mit einem weiteren Anstieg der strukturellen
Arbeitslosigkeit gerechnet werden. Dies trifft vor allem Geringqualifizierte und
andere benachteiligte Personen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Portugal finanzpolitische Malinahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat Portugal
aulBerdem unlangst Steuererméfdigungen fir Unternehmen und Mal3nahmen zur
finanziellen Unterstiitzung von Familien mit niedrigem Einkommen angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Portugas zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatz 7 empfohlenen Malnahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol? zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Portugal hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefthrt und
bedeutende Schritte unternommen, um das Haushaltsdefizit dauerhaft zu reduzieren,
die offentliche Verwaltung zu reformieren und die Nachhaltigkeit der offentlichen
Finanzen zu verbessern. Es wurden Mal3nahmen ergriffen, um die Zielvorgaben fur
die offentlichen FUE-Ausgaben zu erflllen, private Investitionen zu férdern und
innovationspolitische Mangel zu beheben. Die Effizienz des Bildungssystems konnte
verbessert werden, und mit den Sozialpartnern wurde ein Ubereinkommen zur
Uberarbeitung des Arbeitsrechts getroffen, dem das Parlament bereits zugestimmt
hat. Zusétzliche Anstrengungen sind erforderlich, um 6ffentliche Ausgaben stérker in
wachstumsfordernde Bereiche zu lenken, die Ergebnisse zu kontrollieren und den
Wettbewerb auf den Energiemarkten zu starken.
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Die positiven Entwicklungen bei der Haushaltskonsolidierung und der Reform der
offentlichen Verwaltung haben dazu beigetragen, dass sich die Stabilitdt der
Offentlichen Finanzen erhoht hat. Nicht nur die Rahmenbedingungen fir
Unternehmen, sondern auch die algemeine und berufliche Bildung wurden
verbessert. Portugal hat jedoch weiterhin betréchtliche Herausforderungen zu
bewdltigen, um eine Steigerung des Produktivitdtszuwachses und eine
ausgewogenere aul¥enwirtschaftliche Position zu gewahrleisten. In  diesem
Zusammenhang wiirde Portugal von der Umsetzung und Uberwachung eines starker
integrierten politischen Konzepts profitieren, das sich der Qualitét offentlicher
Ausgaben widmet, zum besseren Funktionieren der Maérkte beitragt, die
Leistungsfahigkeit der allgemeinen und beruflichen Bildung erhoht und der
Wettbewerbsfahigkeit Rechnung tragt. Ein weiterer wichtiger Aspekt fur die
Wiederherstellung der Wettbewerbsfahigkeit ist die bessere Abstimmung von Lohn-
und Produktivitatsentwicklung. Der Umsetzung des vom Europdischen Rat
vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen
sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Portugal, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Portugal empfohlen,

e im Zusammenhang mit der mittelfristigen Konsolidierung der offentlichen
Finanzen und der Reform der 6ffentlichen Verwaltung die 6ffentlichen Ausgaben
stérker in Bereiche zu lenken, die zur Steigerung des Wachstumspotenzials und
der aulenwirtschaftlichen Wettbewerbsfahigkeit Portugals beitragen, und
gleichzeitig die 6ffentlichen Gesamtausgaben streng zu kontrollieren;

e sich weiter zu bemuhen, die Effizienz des Bildungswesens insgesamt durch die
vollstéandige Erfullung der Vorgaben des nationalen Qualifikationsrahmens und
unter Mitwirkung einschldgiger Akteure nachhaltig zu verbessern und ein
Berufsbildungssystem zu entwickeln, das sich an den Bedirfnissen des
Arbeitsmarktes orientiert;

e die Rechtsvorschriften zur Modernisierung des Beschéftigungsschutzes gemaf
dem Flexicurity-Konzept umzusetzen, um der starken Segmentierung des
Arbeitsmarktes entgegenzuwirken.
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RUMANIEN

Das BIP-Wachstum hat sich in Rumanien 2008 auf schdtzungsweise 7,8 %
beschleunigt, vor alem angetrieben durch einen Rekordanstieg des privaten
Verbrauchs und der Investitionen. Es wird sich jedoch wahrscheinlich 2009 aufgrund
deutlich verscharfter Kreditkonditionen, einem Rickgang des Vertrauens der
Verbraucher und Investoren und einer schwécheren Auslandsnachfrage erheblich
verlangsamen. Die Inflation, die 2008 auf fast 8% gestiegen ist, wird 2009
voraussichtlich sinken. Das Staatsdefizit erreichte 2008 schatzungsweise 5,2 % des
BIP Uberschreiten und dirfte ohne Anderung der Politik vermutlich 2009 weiter
ansteigen. Trotz einer gewissen Lockerung aufgrund der schwéacheren
Inlandsnachfrage wird das Leistungsbilanzdefizit mit 13 % des BIP im Jahr 2008
voraussichtlich hoch bleiben, und auch 2009 weiter im zweistelligen Bereich liegen.

Die Beschéftigungsquote wird voraussichtlich 2009 unter 60 % bleiben und die
Arbeitdosigkeit wird sich wahrscheinlich leicht erhdhen. Die Jugendarbeitslosigkeit
zahlt mit Uber 20 % zu den hdchsten in der EU. Der weltweite Abschwung wird
voraussichtlich in einigen Wirtschaftszweigen zu einer héheren Arbeitsosigkeit
fUhren, darunter auch solchen, in denen Arbeitskréftemangel aufgetreten war
(Automobilindustrie, Textilindustrie, petrochemische Industrie und Bauwirtschaft).
Davon werden vor allem Geringqualifizierte und junge Menschen betroffen sein.

Die Kommission wird die Mal3nahmen, die von Ruméanien ergriffen wurden, um die
Haushaltskonsolidierung sicherzustellen und auf den Wirtschaftsabschwung zu
reagieren, in Einklang mit den Prinzipien des vom Européischen Rat angenommenen
Européischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen Finanzen
anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen. In diesem
Zusammenhang sollte Ruménien die Schritte verstarken, um die
Haushaltskonsolidierung fortzusetzen und seine  makrookonomischen
Ungleichgewichte dringend in Angriff nehmen. Die in Absatz 6 empfohlenen
MafRnahmen sollten rasch umgesetzt werden, um insbesondere den Ubergang zu
einer Wirtschaft mit geringem CO,-Aussto3 zu fordern und das langfristige
Wachstumspotenzial zu steigern.

Rumanien hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt,
wenngleich die Fortschritte langsam waren. Ruménien hat weiter eine lockere
Haushaltspolitik betrieben, was zu makrookonomischen und haushaltspolitischen
Ungleichgewichten beigetragen hat. Es hat einige Mal3nahmen zur Verbesserung der
Bildung umgesetzt und seine FuE-Strategie weiter durchgefthrt. Mehr
Anstrengungen sind erforderlich, um die Effizienz und Effektivitét der staatlichen
Verwaltung radikal zu verbessern. Es bleibt vie zu tun, um Burokratie abzubauen
und wesentlich mehr in Qualifizierungsmal3nahmen zu investieren.

Angesichts der aktuellen Wirtschaftslage sollte Ruméniens erste Prioritét darin
bestehen, makrotkonomische und Haushaltsungleichgewichte anzugehen, die die
Nachhaltigkeit seines mittel- bis langfristigen Wachstumskurses gefdhrden.
Gleichzeitig sollte Ruménien, da seine Kostenvorteile allmahlich schwinden,
Strukturreformen beschleunigen, um die Wirtschaft von einer auf Kostenvorteilen
beruhenden Wirtschaft zu ener starker auf Produktivitét, Innovation und
Kenntnissen basierenden Wirtschaft umzugestalten und neue Wachstumsguellen zu
erschlief3en. Die tatsachliche Umsetzung der erforderlichen Reformen hangt
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entscheidend von Ruméniens Fahigkeit ab, die Effizienz und Effektivitdt seiner
Staatsverwaltung rasch zu verbessern. Der Umsetzung des vom Européischen Rat
vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen
sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der

Fortschritte empfiehlt der Rat Rumanien, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Rumanien empfohlen,

o die Effizienz, Effektivitdt und Unabhéngigkeit der Staatsverwaltung sowohl auf
zentraler a's auch auf lokaler Ebene zu stérken, indem wirksame regulatorische
Kontrolle und Durchsetzungskapazitét aufgebaut wird;

e um die auRenwirtschaftliche Wettbewerbsféhigkeit zu erhaten und das
Leistungshbilanzdefizit und die Inflation einzuddmmen, die Haushaltspolitik
deutlich zu straffen und dringend einen verbindlichen mittelfristigen
Haushaltsrahmen einzufiihren, die Zusammensetzung der Ausgaben zu
Uberprifen, um den Anteil der wachstumsfordernden Ausgaben unter anderem
dadurch zu erhéhen, dass staatliche Beihilfen verringert und auf horizontale Ziele
neu ausgerichtet werden, und die Lohnentwicklung in Einklang mit dem
Produktivitétswachstum zu halten;

e im Zusammenhang einer kohdrenten besseren Rechtsetzung dringend die
Verwaltungsverfahren zu verschlanken und Verzogerungen bei der Erteilung von
Genehmigungen deutlich zu reduzieren, um die Rahmenbedingungen der
Unternehmen zu verbessern und Quellen fur Korruption abzubauen;

e die Qualitét und den Arbeitsmarktbezug von allgemeiner und beruflicher Bildung
zu verbessern, einschliefdich des |ebenslangen Lernens, die Schulabbruchquote zu
verringern und die Eingliederung junger Menschen in die Arbeitswelt unter
anderem durch praxisbezogene Berufshildung zu erleichtern.
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SLOWENIEN

Das BIP-Wachstum Sloweniens ging von 6,8 % im Jahr 2007 auf 4 % im Jahr 2008
zurlck und dirfte sich 2009 weiter abschwéachen. Die Inflation nahm 2007 wegen
der steigenden Energiee und Lebensmittelpreise und aufgrund des starken
Nachfragedrucks deutlich zu und erreichte zwischenzeitlich 6% %, dirfte aber
wieder zurtickgehen. Fur 2008 wird mit einem Leistungsbilanzdefizit von 6 % des
BIP gerechnet, das sich auch 2009 nur leicht verbessern dirfte. Die 6ffentlichen
Haushalte, die 2007 einen Uberschuss auswiesen, werden 2008 voraussichtlich mit
einem Defizit abschlief2en.

Das Beschéaftigungswachstum hat 2008 wie die Wirtschaftstéatigkeit an Schwung
eingebufd und dirfte sich 2009 weiter abschwéachen. Die Arbeitslosenquote ging
2008 dler Voraussicht nach auf 4,5 % zurtick und wird 2009 aber vermutlich wieder
zunehmen. Nach dem gegenwartigen Stand ist in ausfuhrorientierten und
arbeitskréfteintensiven  Dienstleistungsbranchen  mit  einem  Anstieg  der
Arbeitsosigkeit zu rechnen, der hauptséchlich befristet Beschéftigte (im
Wesentlichen junge und ausléndische Arbeitnehmer) und gering Qualifizierte treffen
wird.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Slowenien finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Slowenien unléngst Mal3nahmen angekindigt.

Die Kommission wird die Malnahmen Sloweniens zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absatiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Slowenien hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefihrt.
Entschiedene Mal3nahmen wurden zu ener engeren Verknipfung von
Bildungssystem und Arbeitsmarkt ergriffen. Zusétzliche Anstrengungen sind
erforderlich, um die langfristige Haushaltsstabilitét zu verbessern, die Flexicurity
auszubauen, FUE voranzubringen, den Wettbewerb zu intensivieren und Mal3nahmen
zur Forderung der Energieeffizienz fortzusetzen. Bel der Freisetzung
unternehmerischen Potenzials wurden ebenfalls einige Fortschritte erzielt.

Um die Haushaltsfolgen der Bevdlkerungsalterung bewdltigen zu kdnnen, sind die
Herausforderungen auf dem Gebiet der Rentenreform und der Lebensarbeitszeit
anzugehen. Der Abbau struktureller Engpésse auf den Arbeits- und Produktmérkten
konnte das Auffangen landesspezifischer Erschitterungen erleichtern und die
Anpassungsféahigkeit Sloweniens im Euro-Raum stérken. Um Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit auf solide Grundlagen zu stellen, missen ferner
Lohnzuwéachse Uber das Produktivitdtswachstum hinaus eingeddmmt werden. Der
Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird
besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat Slowenien, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird Slowenien empfohlen,

¢ die Reform des Rentensystems fortzusetzen und die Erwerbstétigkeit im Alter zu
fordern mit dem Ziel, die Beschaftigungsquote dlterer Arbeitskréfte zu erhdhen
und die langfristige Nachhaltigkeit der 6ffentlichen Finanzen zu verbessern;

e im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Ansatzes der Segmentierung des
Arbeitsmarktes entgegenzuwirken, u. a. indem der Beschéftigungsschutz fir
unbefristete Arbeitsverhdltnisse und die Bedingungen fir so genannte
Studentenjobs Uberprift werden.
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SLOWAKEI

Das BIP-Wachstum der Slowakei, das 2007 noch bei 10,4 % lag, ging 2008 auf
7,1% zurick, was hauptséchlich auf die sinkende Auslandsnachfrage
zurickzufihren ist. Getragen wurde das Wachstum von ener lebhaften
Inlandsnachfrage sowohl offentlicher al's auch privater Verbraucher sowie von hohen
Investitionen im Bausektor. 2009 wird die slowakische Wirtschaft langsamer
wachsen. Die Inflation, die 2008 auf 4 % gestiegen ist, wird sich 2009 aber
abschwachen. Das Haushaltsdefizit 2008 durfte auf 2,25 % des BIP angewachsen
sein. Das Leistungsbilanzdefizit 2008 wird auf 6 % des BIP geschétzt und durfte
2009 auf diesem Niveau verharren.

2008 betrug das Beschéftigungswachstum 2,3 %, fur 2009 wird allerdings mit einer
Abschwéchung gerechnet. Die Arbeitsosigkeit wird sich voraussichtlich mit Gber
10 % auf hohem Niveau halten. Der Wirtschaftsabschwung dirfte exportorientierte
Unternehmen insbesondere des Automobilsektors und Beschéftigte mit atypischen
Vertrégen am hértesten treffen.

Die Slowakei hat unlangst Malinahmen, auch solche zur Unterstitzung von KMU,
getroffen, um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen.

Die Kommission wird die Malinahmen der Slowakei zur Bewdtigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitétsprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt prifen. Die in
Absaiz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden, um
insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO.-Ausstol3 zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Die Slowakei hat die Umsetzung ihres nationalen Reformprogramms fortgefthrt.
Zwar wurden einige Schritte zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fir
Unternehmen und zur Reform der algemeinen und beruflichen Bildung
unternommen, aber es bedarf weiterer Malinahmen zur FoOrderung der
unternehmerischen Initiative, zur Stérkung des Wettbewerbs auf dem Energiemarkt,
zur Ausarbeitung einer Strategie zur Verlangerung der Lebensarbeitszeit und zur
Eingliederung junger Menschen in den Arbeitsmarkt.

Mittelfristig bestehen die wichtigsten Herausforderungen der Slowakel in der
weiteren Reduzierung insbesondere der Langzeitarbeitsosigkeit, der Verbesserung
des algemeinen und des beruflichen Bildungssystems, der Steigerung der
Beschéftigungsfahigkeit bestimmter Gruppen und der Verringerung des regionalen
Einkommens- und Beschéftigungsgefalles. Im Bereich von FUE und Innovation wird
es darauf ankommen, die Qualitdt des Outputs zu steigern und den Privatsektor
starker einzubeziehen. Angesichts des kurzlich erfolgten Beitritts zur Eurozone muss
sich die Slowakei auRerdem mehr um Haushatsdisziplin bemihen, um fir
makrotkonomische Stabilitdét zu sorgen und die Anpassungsfahigkeit der
Volkswirtschaft zu verbessern. Der Umsetzung des vom Européischen Rat
vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen
sein.
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Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefuhrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat der Slowakei, die Strukturreformen fortzufihren.
Insbesondere wird der Slowakel empfohlen,

o mittelfristig weitere Mal3nahmen zur fiskalischen Konsolidierung durchzufihren,
um die makrodkonomische Stabilitdt zu erhalten; auch kinftig sollten Ausgaben
in die Bereiche Bildung, FUE und Innovation gelenkt, dem privaten Sektor weitere
Anreize im Bereich FUE und Innovation vermittelt sowie eine kohérente FUE- und
Innovationsstrategie  umgesetzt werden, wobei der  Schwerpunkt —auf
ingtitutionellen Reformen und substanzieller Verbesserung der Kooperation
zwischen Wirtschaft und Forschung liegen sollte;

e eine umfassende Strategie fir ene bessere Rechtsetzung umzusetzen,
Folgenabschatzungen vorzunehmen und die bestehenden Rechtsvorschriften
kontinuierlich zu vereinfachen; zugleich sollte die Reduzierung der
Verwaltungsasten fur die Unternehmen und insbesondere die KMU beschleunigt
werden;

¢ im Rahmen eines integrierten Flexicurity-Konzepts die Strategie fur lebenslanges
Lernen weiter voranzubringen, die Reform des allgemeinen und des beruflichen
Bildungssystems fortzuftihren, um die Diskrepanz zwischen erworbenen und
nachgefragten Qualifikationen zu verringern, sowie eine Strategie zur
Verlangerung der Lebensarbeitszeit zu entwickeln und den Zugang zur
Beschaftigung flr Langzeitarbeitslose und Benachteiligte zu verbessern.
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FINNLAND

Das BIP-Wachstum Finnlands ist 2008 aufgrund der schwéacheren
Auslandsnachfrage und geringeren Investitionen auf 1,5 % zurlickgegangen. 2009
wird sich die Wirtschaftstétigkeit voraussichtlich weiter verlangsamen. Angesichts
des weltweiten Anstiegs der Lebensmittel- und Olpreise und der relativ hohen
Lohnzuwéchse hat sich die Inflation 2008 rapide auf 3,9 % beschleunigt. Durch die
sinkenden globalen Rohstoffpreise dirfte die Inflation 2009 jedoch wieder deutlich
zurickgehen. Der Staatshaushalt Finnlands konnte immer noch mit einem
Uberschuss von 45% des BIP abgeschlossen werden. Der derzeitige
L eistungshilanziiberschuss von 4 % des BIP wird voraussichtlich etwas geringer
ausfallen.

Die Beschaftigungsquote stieg 2008, wenn auch langsamer als 2007. Diese
Entwicklung wird sich 2009 voraussichtlich umkehren. Es steht zu erwarten, dass die
unmittelbare Auswirkung des Wirtschaftsabschwungs auf die Arbeitslosigkeit durch
die neuen restriktiven Arbeitsmarktbedingungen gedampft wird. In der
Exportindustrie und unter &teren und jungen Arbeitnehmern wird die
Arbeitslosigkeit jedoch voraussichtlich steigen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Finnland finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabiliserung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Stitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Finnland auf3erdem unlangst Mal3nahmen zur finanziellen Unterstiitzung der KMU
sowie zur Forderung des Baugewerbes angekindigt.

Die Kommisson wird die Malinahmen Finnlands zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europai schen Konjunkturprogramms bewerten. Was die 6ffentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Stabilitatsprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prifen.

Finnland hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefhrt.
Anstrengungen  wurden im Rahmen der bereits eingeleiteten Reformen
unternommen, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung des gednderten
Wettbewerbsrechts  und der  Dienstleistungsrichtlinie.  Eine  verbesserte
Rechtsdurchsetzung in der Wettbewerbspolitik ist jedoch noch umzusetzen. Einige
der laufenden Reformen dienen der Beseitigung der Engpéasse auf dem Arbeitsmarkt,
es ist jedoch eine verstarkte Umsetzung der Mal3nahmen notwendig, um die
Missverhédltnisse zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt
anzugehen. Dariiber hinaus wird eine Uberprifung des Sozialleistungssystems
vorgenommen und eine neue Klima- und Energiestrategie wurde eingeleitet, um eine
nachhaltigere Wirtschaftsentwicklung zu gewéahrleisten.
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Finnlands exportorientierte Wirtschaft hat sich in den letzten Jahren sehr gut
entwickelt. Das Wirtschaftswachstum und die Wettbewerbsfahigkeit werden jedoch
durch den Mangel an Arbeitskraften gebremst, der mittelfristig aufgrund der rasch
aternden Bevolkerung zunehmen wird. Angesichts des bereits hohen
Beschéftigungsgrads werden die zentralen Herausforderungen in der weiteren
Verbesserung der Beteiligungsquoten und der Reduzierung von struktureller
Arbeitslosigkeit liegen, die regionalen, sektoralen und qualifikationsbezogenen
Missverhdltnissen zuzuschreiben ist. Die Annahme und Umsetzung der neuen
Innovationsstrategie konnte auch dazu beitragen, ein langfristiges nachhaltiges
Wachstum zu gewahrleisten. Da die finnische Wirtschaft &ullerst energieintensiv ist,
wirden das Wachstum des Landes und das Produktivitétspotenzial von
Verbesserungen der Energieeffizienz profitieren. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energie- und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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SCHWEDEN

Das BIP-Wachstum in Schweden verlangsamte sich von 2,5 % im Jahr 2007 auf ca.
0,5 % im Jahr 2008 als Folge der geringen Auslandsnachfrage, des rasch sinkenden
Vertrauens der Verbraucher und Unternehmen, der fallenden Borsenkurse und eines
sich abkithlenden Wohnungsbaumarkts. Eine weitere Verlangsamung wird 2009
erwartet. Im Jahr 2008 lag die Inflation bei 3,3 %, diurfte aber 2009 zurtickgehen.
Schweden erreichte 2008 einen Haushaltstiberschuss von 2,3 % des BIP. Schweden
erwirtschaftete weiter erhebliche L eistungsbilanziiberschiisse (6,2 % des BIP im Jahr
2008).

Mit der Wirtschaftstatigkeit wachst auch die Beschéftigung langsamer. Es ist zu
erwarten, dass sich die Arbeitslosigkeit von ihrem derzeitigen Niveau von rund 6 %
deutlich erhoht. Die Wirtschaftszweige, die am stérksten von der Krise betroffen
sind, sind wahrscheinlich das verarbeitende Gewerbe und die Bauwirtschaft sowie
die privaten Dienstleistungen und der Einzelhandel.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewadltigung der Finanzkrise hat
Schweden finanzpolitische Maldnahmen zur Stabilisierung des Bankensektors
verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln
und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der makrodkonomischen
Stabilitét beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu begegnen, hat
Schweden aulerdem gerade erst Malinahmen zur  Unterstitzung  der
Automobilindustrie und der Bauwirtschaft und erméfdigte Steuern fir Unternehmen
angekindigt.

Die Kommission wird die Malinahmen Schwedens zur Bewdltigung des
Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen Rat
angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die offentlichen
Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des aktualisierten
Konvergenzprogramms mit dem Stabilitéts- und Wachstumspakt prufen.

Schweden hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms fortgefthrt.
Angesichts der Notwendigkeit, dem Wettbewerb mehr Aufmerksamkeit zu schenken,
hat die Regierung eine eingehende Studie Uber die Ursachen des mangelnden
Wettbewerbs in Auftrag gegeben. Um das Arbeitsangebot zu erhohen, wurden
Malinahmen zur weiteren Senkung der Steuern und Arbeitgeberbeitrége und zur
Steigerung der Produktivitdt und Beschaftigungsféhigkeit von Arbeitnehmern
angekindigt.

Zwar ist die schwedische Wirtschaft solide, und Wirtschaftsreformen werden
durchgefihrt, aber es konnten Fortschritte bel der Intensivierung des Wettbewerbs
und der Erhéhung der Beschéftigungsguote bestimmter Bevolkerungsgruppen erzielt
werden. Ein verstérkter Wettbewerb konnte die Produktivitét steigern, das Wachstum
fordern und die Preiskluft zwischen Schweden und dem Rest der EU verringern. Die
verstérkte Teilhabe von Langzeitarbeitslosen, Menschen, die nach einer Krankheit
ins Erwerbsleben zurlickkehren, jungen Menschen und Menschen mit
Migrationshintergrund am Arbeitsmarkt kénnte ebenfalls das Wachstum steigern und
die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen weiter verbessern. Der Umsetzung des vom
Europdischen Rat vereinbarten Energiee und Klimapakets wird besondere
Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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VEREINIGTES KONIGREICH

Im Vereinigten Konigreich ist ein deutlicher wirtschaftlicher Abschwung zu
verzeichnen, der gekennzeichnet ist durch ein geringeres BIP-Wachstum von 0,7%
im Jahr 2008 im Vergleich zu 3 % im Jahr 2007, das 2009 noch weiter sinken dirfte.
Die Verlangsamung der Wirtschaftstétigkeit spiegelt die derzeitige Finanzkrise und
einen steilen Niedergang auf dem Wohnungsmarkt wider, der zu ener
abgeschwéchten Binnennachfrage und dem Rickgang des privaten Verbrauchs und
der Investitionen gefiihrt hat. Die Inflation erreichte 2008 fast 4 %, wird 2009 aber
voraussichtlich auf ein sehr niedriges Niveau zurtickgehen. Die Lage der 6ffentlichen
Finanzen verschlechtert sich zusehends infolge des wirtschaftlichen Abschwungs
und einer weitgehenden Lockerung der Finanzpolitik. Das Haushaltsdefizit wird im
Haushaltgahr 2008/2009 voraussichtlich auf Gber 5,7 % und im darauffolgenden
Haushaltgahr noch dartiber hinaus anwachsen. Seit Mitte 2007 hat ein deutlicher
Verfal des Wechselkurses stattgefunden. Das 2008 bei ungefdhr 2,3 % des BIP
liegende Leistungsbilanzdefizit dirfte sich in den kommenden Jahren betrachtlich
erhéhen.

Die Beschaftigungsquote stieg 2008 leicht an, wird aber voraussichtlich 2009
aufgrund des Konjunkturabschwungs zurtickgehen. Die Arbeitslosigkeit erreichte in
Laufe des Jahres 2008 rund 6% und dirfte 2009 weiter steigen. Die von
Arbeitsplatzverlusten besonders betroffenen Branchen waren die
Finanzdienstleistungen und die Bauwirtschaft, doch wird vermutlich die ganze
Privatwirtschaft in Mitleidenschaft gezogen werden. Bei den jungen Menschen stieg
die Arbeitsosenquote noch starker an. Da der Finanzsektor moglicherweise
besonders betroffen wird, kénnten die Arbeitsplatzverluste zum grof3en Teil bel
hoher qualifizierten Arbeitnehmern zu verzeichnen sein.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewaltigung der Finanzkrise hat das
Vereinigte Konigreich finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabiliserung des
Bankensektors verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu
Finanzierungsmitteln und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der
makro-6konomischen Stabilitdt beitragen sollen. Um dem Wirtschaftsabschwung zu
begegnen, hat das Vereinigte Konigreich auferdem wunldngst Malnahmen
angekindigt, darunter eine Mehrwertsteuersenkung, finanzielle Unterstiitzung fir
KMU und das Vorziehen von Investitionen.

Die Kommission wird die Mal3nahmen des Vereinigten Konigreichs zur Bewaltigung
des Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsétzen des vom Européischen
Rat angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten. Was die
Offentlichen Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit des
aktualiserten Konvergenzprogramms mit dem Stabilitdtss und Wachstumspakt
prifen. Die in Absatz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch umgesetzt werden,
um insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-AusstoR zu
fordern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Das Vereinigte Konigreich hat die Umsetzung seines nationalen Reformprogramms
fortgefuhrt. Es wurden Mal3nahmen zur Anhebung des Qualifikationsniveaus und zur
weiteren Verbesserung der Beschéftigungschancen fir die am meisten
benachteiligten Bevdlkerungsgruppen getroffen. Kurzfristige MalZnahmen wurden
angekindigt, mit denen Einzelpersonen und Arbeitgeber wahrend des Abschwungs
beim Ausbau ihrer Qualifikationen unterstiitzt werden sollen. Ferner wurden gute
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Fortschritte bei der Umsetzung der FuE- und Innovationspolitik erzielt. Ob die
Malinahmen, mit denen mittelfristig das Wohnungsangebot verbessert werden soll,
unter den gegebenen Marktbedingungen greifen werden, ist schwer zu beurteilen.

In Anbetracht der hohen privaten Verschuldung, der grofRen Bedeutung des
Finanzsektors fur die Wirtschaft und der noch nicht abgeschlossenen umfassenden
Anpassung des Wohnungsmarktes ist das Vereinigte Konigreich dem weltweiten
drastischen Verfal der Finanzmarktbedingungen besonders ausgesetzt. Das
Wachstumspotenzial, so ist anzunehmen, wurde durch die Finanzkrise gemindert.
Strukturreformen haben das in jungster Zeit festzustellende Aufholen des
Vereinigten Konigreichs im Bereich der Produktivitét erleichtert, doch bleibt hier
noch viel zu tun. Kontinuierliche Reformbemihungen, u. a in den Bereichen
Qualifizierung, FUE und Innovation in Verbindung mit einer Politik zur nachhaltigen
mittelfristigen Verbesserung der Haushaltslage bilden die Voraussetzung dafir, dass
das Wachstumspotenzial im Vereinigten Konigreich geférdert und die
Widerstandsféahigkeit der britischen Wirtschaft gegen kinftige Erschitterungen
gestarkt wird. Der Umsetzung des vom Européischen Rat vereinbarten Energie- und
Klimapakets wird besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat dem Vereinigten Konigreich, die Strukturreformen
fortzufUhren. Insbesondere wird dem Vereinigten Kodnigreich empfohlen,

e den Haushalt - auch durch Konsolidierungsmal3nahmen, mit denen die Qualitét
der offentlichen Finanzen verbessert wird - mittelfristig auf eine solide Grundlage
zu stellen;

e die Plane zur substanziellen Verbesserung des Qualifikationsniveaus umzusetzen
und ein integriertes Beschéftigungs- und Qualifizierungskonzept zur Steigerung
der Produktivitét und Verbesserung der Beschéftigungschancen fir benachteiligte
Arbeitnehmer einzufihren.
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MITGLIEDSTAATEN DER EUROZONE

Die weltweite Finanzkrise hat die Eurozone hart getroffen, so dass sich nunmehr eine
Rezession abzeichnet. Die Situation auf den Finanzmérkten dirfte langer als erwartet
sehr angespannt bleiben. Das Vertrauen der Privathaushalte und der Unternehmen
hat betréchtlich gelitten, und die Ausbreitung der Krise wirkt sich nachteilig auf den
Export der Eurozonenlander aus. Die Inflationsrate fiel im zweiten Halbjahr 2008
steil unter den Referenzwert der EZB und wird im Laufe des Jahres 2009
voraussichtlich weiter auf etwa 1 % sinken. Gute Fortschritte wurden in den letzten
Jahren bei der Konsolidierung der offentlichen Finanzen erzielt. Allerdings werden
jetzt das Defizit und der Schuldenstand der offentlichen Haushalte infolge des
wirtschaftlichen Abschwungs und der finanziellen Auswirkungen der Rettungspakete
vermutlich wieder ansteigen.

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hat unter anderem dank fruherer
Arbeitsmarktreformen der nachlassenden Konjunktur bis vor kurzem recht gut
standgehalten; in absehbarer Zukunft wird alerdings mit negativen Auswirkungen
und einer bis 2010 um 2%2-3 Prozentpunkte steigenden Arbeitslosenquote zu rechnen
sein. Einige Lander sind hiervon stérker betroffen als andere, doch wird sicher kein
Mitgliedstaat der Eurozone unversehrt aus der Krise hervorgehen.

Im Rahmen des koordinierten EU-Ansatzes zur Bewdltigung der Finanzkrise haben
viele Mitgliedstaaten der Eurozone finanzpolitische Mal3nahmen zur Stabilisierung
des Bankensektors verabschiedet, die auch zu einer Verbesserung des Zugangs zu
Finanzierungsmitteln und damit zur Unterstiitzung der Gesamtwirtschaft sowie der
makrotkonomischen Stabilitét beitragen sollen. Die energische Umsetzung solcher
nationalen Rettungspakete ist der Schltssel zur Absicherung der finanziellen
Stabilitét, zur Wiederherstellung der normalen Funktionsweise der Grol3kreditmérkte
und zur Stérkung der Verflgbarkeit von Krediten fir Unternehmen und
Privathaushalte. Angesichts der die gesamte Eurozone erfassenden Erschitterungen,
der mit einer Abschwéachung der Wirtschaftstatigkeit verbundenen betrachtlichen
Gefahren und der rasch falenden Inflation wurde die makrodkonomische Politik
gelockert, um die Nachfrage zu stiitzen. Die EZB hat ihren Hauptrefinanzierungssatz
stark gesenkt und auf diese Weise das nichtinflationdre Wachstum gestiitzt und zur
finanziellen Stabilitdt beigetragen. Der Finanzpolitik falt unter den heutigen
Gegebenheiten eine besondere Rolle zu, da durch den beeintrachtigten
Interbankenmarkt die Geldpolitik an Wirksamkeit verliert.

Die Kommission wird die Mal3nahmen der Mitgliedstaaten der Eurozone zur
Bewadltigung des Wirtschaftsabschwungs im Einklang mit den Grundsédtzen des vom
Européischen Rat angenommenen Europaischen Konjunkturprogramms bewerten.
Was die offentlichen Finanzen anbelangt, so wird die Kommission die Vereinbarkeit
der aktualisierten Stabilitétsprogramme der Eurozonenmitglieder mit dem Stabilitéts-
und Wachstumspakt prifen. Die in Absatz 7 empfohlenen Mal3nahmen sollten rasch
umgesetzt werden, um insbesondere den Ubergang zu einer Wirtschaft mit geringem
COx-Ausstol3 zu férdern und das langfristige Wachstumspotenzial zu steigern.

Die Lénder der Eurozone haben die Umsetzung der Reformen entsprechend den fir
die Eurozone aufgestellten Empfehlungen fortgefthrt, und die Dimension der
Eurozone findet - graduell unterschiedlich entsprechend den jeweiligen nationalen
Reformprogrammen — ihren Niederschlag in den Gesamtreformstrategien. Die
schwierige Wirtschaftslage macht deutlich, dass auch auf den fur die Anpassung an
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die Wahrungsunion entscheidenden Produkt- und Arbeitsmérkten die noch
verbleibenden strukturellen Schwachen in Angriff genommen werden miissen.

Das Wachstumspotenzial der Mitgliedstaaten der Eurozone héngt entscheidend von
Reformen zur Erleichterung der Ubergédnge im Arbeitsmarkt und zur Verbesserung
des Wettbewerbs im Dienstleistungsbereich ab. Aulerdem sollte die Entwicklung der
Arbeitskosten vor alem in Landern mit groRem aufBenwirtschaftlichem
Ungleichgewicht die Wettbewerbsposition innerhalb der Eurozone berticksichtigen.

Auf der Grundlage der von der Kommission durchgefihrten Bewertung der
Fortschritte empfiehlt der Rat den Mitgliedstasten der Eurozone, die
Strukturreformen fortzufihren. Insbesondere wird den Mitgliedstaaten der Eurozone
empfohlen,

e sicherzustellen, dass samtliche anhangigen oder in Vorbereitung befindlichen
neuen Rechtsakte Uber Finanzdienstleistungen rasch und einheitlich umgesetzt
werden und dass die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Behtrden im
Hinblick auf die Krisenpréavention und -bewaltigung intensiviert wird;

e im Anschluss an die im Zuge der Wirtschaftskrise geschaffenen finanzpolitischen
Anreize geeignete Maldnahmen zu ergreifen, um die Tragfahigkeit ihrer
offentlichen  Finanzen zu  gewahrleisten. Gegebenenfals  sollten
makrookonomische Ungleichgewichte beseitigt und hartnéckige Inflations-
unterschiede oder Tendenzen zu einem unausgewogenen Wachstum in Grenzen
gehalten werden;

e die Qualitdt der offentlichen Finanzen durch Uberprifung der offentlichen
Ausgaben und der Steuerpolitik sowie durch Modernisierung der 6ffentlichen
Verwaltung im Sinne gesteigerter Produktivitét und Innovation zu verbessern. Auf
diese Weise leisten die Mitgliedstaaten — gestiitzt durch einen dynamischen und
wettbewerbsfahigen Binnenmarkt - einen Beitrag zu Wirtschaftswachstum,
Beschaftigung und finanzieller Nachhaltigkeit;

e entschlossen die gemeinsamen Flexicurity-Grundsdtze der Union entsprechend
den jeweiligen Gegebenheiten jedes Mitgliedstaats und unter umfassender
Wahrung solider und tragféhiger Offentlicher Finanzen umzusetzen und
Mal3nahmen zur Forderung der Mobilitét der Arbeitnehmer Uber Grenzen,
Regionen, Branchen und Berufe hinweg zu ergreifen. Ferner sollten
Lohnzuwéachse enger an das Produktivitéatswachstum auf gesamtwirtschaftlicher,
sektoraler, regionaler und berufsbezogener Ebene gebunden werden.

Um grofitmogliche politische Synergien — die in einer Wahrungsunion ohnehin
stérker ausfallen — zu erzielen und den politischen Reformwillen zu starken, sollten
die Mitgliedstaaten der Eurozone weiter die Koordinierung ihrer Politik insbesondere
iIm Rahmen der Euro-Gruppe ausbauen, die Wirkung ihrer konjunkturférdernden
Malinahmen verbessern, die Entwicklung der Wettbewerbsfahigkeit wie vereinbart
uberwachen und in internationalen Gremien Ubereinstimmende Positionen vertreten.
Die bestehenden Vereinbarungen Uber die Vertretung des Eurogebiets nach aufen
sollten voll und ganz umgesetzt werden.
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	auf Empfehlung der Kommission,
	gestützt auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom [–],

